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Landeskirchliche Lebensordnung und iszipli-
nıerung im einlan und in Westfalen
Miıt einem Blick auf die Anfänge Freier evangelischer Gemeinden!‘

Lothar Weifs
Der Beitrag ze1igt historische un:! ekklesiologische Zusammenhänge auf
schen Kirchenverfassung und kirchlichem Leben der evangelischen I1an-
eskırche im einlan: und in Westfalen se1it der Reformation und der
Entstehung Freier evangelischer Gemeinden im Wuppertal Es wird eın
„Sonderweg des estens“ aufgezeigt, AUS dem sich theologisch un histo-
risch durchaus konsequent die „Frreien evangelischen Gemeinden“
entwickelten. Dabei wird die reformierte Wurzel beider in den 1-
NOMUIMCN, weil S1C die mMit Abstand einflussreichste ist Im Mittelpunkt steht
die Disziplinierung unbotmäfßigen Verhaltens und Redens un die mi1t ihr
zusammenhängenden ragen der Kirchenverfassung.

Lebensordnung un:! Disziplinierung ın der Landeskirche
eın systematisches Problem

DIie Beschreibung der Disziplinierung innerhalb einer evangelischen Lan-
eskırche der einer reformierten Gemeinde ist Uurc verschiedene teils
wenig kompatible Modelle VO  — Kirche unscharf. Sie bedarf einer vorheri-
SCH Klärung Es ist eiNne vielschichtige Gemengelage, die sich in ihrem Ur-
IU auf den Verlauf der Reformation zurückführen laässt Die Ubernahme
der obersten Kirchenleitung UrCcC die Territorialherrscher als „Ersatzbischö-
fe“ hrte schon EIC. im Ansatz einer erschränkung der weltlichen mit
der geistlichen Obrigkeit, auch Wn€l begrifflich bis in die Gegenwa

werden. Fur den gröfßsten Teil Deutschlands die Reformation
nicht 1Ur eINE theologische Erneuerungsbewegung SCWESCH, sondern auch
eine machtpolitische rage des „Heiligen Römischen Reichs Deutscher Na-
10  . Exemplarisch für die Problematik ist die „Evangelische Kirche in Preu-
isen  R Nach der Annexıion Gebiete rhielt S1Ce den amen „Evangeli-
sche Landeskirche der alteren Proviınzen Preuflsens“. Sie die mit weitem
Abstand 270 reformatorische Territorialkirche Deutschlands Ihre Verfas-
SUuNgs Ar staatskirchlich Ihren Zuwachs im Westen rhielt S1e als Ergebnis
des Wıener Ongresses 18515 In ihr vereinigten sich ach der Union J
18517 Lutheraner un Reformierte. ine Vielzahl VO  - theologischen ECWE-

un regionalen Besonderheiten sollten ihrem ach Platz fin-
den der doch nicht alle? Was 1114l olchen Bedingungen och hin-

Kurzfassung gehalten als o  ag auf der Arbeitstagung des Vereins für Freikirchen-
forschung (VFF) Oktober 2014 in Kaub Rhein.
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nehmen annn der ausschließen INUSS, 1e€ schwierig entscheiden.
Zwangsläufig kam einer Melange VO Einflussfaktoren, deren Wiır-
kungen sich aum voneinander Tennen lassen.

Das Problem sich fort miıt der uCcC ach einer positiven, kon-
struktiven Kennzeichnung des Gemeindelebens und seiner Gestaltung.Es bietet sich dafür der Begriff „Lebensordnung“ Nun kam der Begriff„Lebensordnung‘“ kirchenrechtlich ers  —& in den 1920er und 1930er Jahrenauf, als das landesherrliche Kirchenregiment beendet Die kirchengesetz-liche „Lebensordnung“ wurde eine rganzung den Kirchenver-
fassungen der andeskirchen Dennoch kann „Lebensordnung“ auch für das

Jahrhundert eın Gebiet VO innerer Gestaltung und Rechtsetzungder Kirche umschreiben, das ahnliche Absichten verfolgt WI1€E die Satzungun!:! Geschäftsordnung eines Vereins: den Zusammenhalt der Mitglieder in
Frieden fördern, das definierte emeinsame Ziel anzustreben. In der
Kirche 1st S1e auf die reine Verkündigung des Evangeliums, die ordnungsge-mäafse Verwaltung der Sakramente, eın aktives Leben den Gemeinden un
die Nächstenliebe ausgerichtet. Dafür gibt Cs Ordnungen für Gottesdienste,Sakramentsverwaltung un! Amtshandlungen. Die „Lebensordnung‘“ umfasst
auch Seelsorge, Unterricht, Diakonie un:! 1SSiOn. ES sind Handlungsfeldermit Bedeutung für das gemeinsame Leben in der Kirche Mit ihr soll die
Glaubwürdigkeit der Kirche gesichert werden.*

Fur eın zielgerichtetes Zusammenleben wird VO  ; „Gemeindedisciplin“gesprochen.? Ihre Mittel fallen den Begriff „Gemeindezucht“ bzw.
„Kirchenzucht“. egen der verfassungsmäßigen Verhältnisse in der CVANSC-ischen Landeskirche wird der egriff „Kirchenzucht‘“ bevorzugt. Hierunter
en „Maisnahmen, mit denen Abweichungen VO den Normen einer Kiır-
che entgegengewirkt wird‘‘.* Sein Einsatz bleibt diffus > Die „Lehrzucht“,heute als „Lehrbeanstandung‘“ deklariert, WIr bis in die Gegenwart als Teil
der „Kirchenzucht“ im weıteren Sinne betrachtet. Das Disziplinarrecht für
die Kirchenbeamten wird benfalls einbezogen. BIs 1910 Ist die Lehrbean-
standung och Teil des Disziplinarrechts. Fur dieses Bündel \40)  - nah-
11C wird der erbegri „Disziplinierung“ ingeführt. Nachfolgend werden
die reı Dimensionen der sSOzialen un! theologischen Disziplinierung in
der Landeskirche Aaher beschrieben

Die rchenzucht gegenüber Gemeindegliedern WIr'! im andeskirchli-
chen Protestantismus nicht Nnu  — bestimmt VoO der Lehre und Praxis im

Reinhard Schmidt-Rost: Lebensordnung, in Evangelisches Staatslexikon, hg Wer-
ner Heun Martin Honecker Martin orlok

2006 1414 Joachim Wieland, tuttg; Neuaufla-

Rheinisch-Westfälische Kirchenordnung VO Marz 1835üichaelHüttenhoff: Kirchenzucht, in Evangelisches Staatsliexikon, 1251anlässlich der Neugestaltung: Hans Ulrich Anke, Der lange Weg gemeinsa-INC;  - Disziplinarrecht in der Zur Bedeutung konfessioneller Kirchenverständ-NISsSe für die kirchenrechtliche Konzeption des Diszipinarrechts, (Hannoveraner Ini-tiative Evangelisches Kirchenrecht HIEK], Workingpaper 1/08, http:/www.ekd.de/kirchenrechtliches_institut/download/HIEK2 Anke.pdf. Abruf: 06.0
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euen Testament und ihre rTNeUeErUNgG UuUrc die Reformation, sondern
auch Urc. den Bedeutungswandel der Kirche in Staat un:! Gesellschaft. ®
Sie wird auch als „Notwehr“ Angriffe auf den Bestand un:! das Ge-
menmmdeleben gesehen.’ Fur Friedrich Schleiermacher (1768-1834) Wr die
Kirchenzucht in seiner „Vo  rche  C6 „die orge, nichts aufßserliches der
Kirche angehöre, das nicht auch nnerlich zugehöre“.® Dietrich Bonhoeffer
(1906—-1945) beschrieb S1Ce als „Nnotwendige sichtbare usübung des Schlüs-
selamtes NnnNer!| der Gemeinde‘ ? Die Kirchenzucht richtete sich VOLE al-
lem ergehen mıiıt geistlichem a die öffentlich erle  ar WAaren
un Verstofses die allgemein akzeptierte Sitte skandalisierten.
Sie verteidigte eine tradierte Gemeinschaft kirchlichen Lebens.

In der andeskirche der altpreufsischen NıoNnN (APU) tIrat eine eologi-
sche Spannung ber das Verständnis VO Kirche auf. Im lutherischen Ver-
ständnis ist das göttliche Recht der Verkündigung des Evangeliums ren-
tiert, 1im reformierten geht CS die Verwirklichung des ogöttlichen eset-
”Zzes. 10 Im lutherischen Verständnis VO Kirche ist die christliche Erziehung
entscheidend. Liebe un Nachsicht sind Bestandteile dienender un elfen-
der Seelsorge. Aus diesem lickwinkel dient die Kirchenzucht dem einzel-
8101 emeindeglied ZuU Seelenheil un ist eiNne Aufgabe des geistlichen
Amts Die insgesamt unklare Vorstellung VON Kirchenzucht hrte den
lutherischen Geistlichen zwangsläufig Positionen, die we!ıt 4useinander
agen. ** Fuür die reformierte Pragung der Kirche ist die Identität der ichtba-
IX  z mıiıt der unsichtbaren Kirche bzw Gemeinde eın Ziel DIie renzregion
des einlandes beförderte den Austausch VO ekklesiologischen Modellen,
die heute großisentei den evangelischen Freikirchen zugeschrieben werden.
Dem entsprechend 1e€ die Kirchenzucht 1im einland, der selbststän-
digsten Provinzialkirche den altpreufsischen, SANZCN Jahrhundert
Praxis.!“ Pıetismus un! Erweckungsbewegun unterstrichen die Bedeutung
der Kirchenzucht für eın gottgefälliges Leben und eine möglichst sünden-
reine Gemeinde. 1eseE theologischen Bewegungen en einer Strenge
in der Lebensordnung. In den Gemeinden WAAaIrCI) die Presbyterien Organe
der uCcC DIie wurde VO der lutherischen Auffassung dominiert, die
Rheinisch-Westfälische Kirchenordnung VO der reformierten.

ITste Mittel der Wahl für die Kirchenzucht gegenüber einzelnen Ge-
meindegliedern WAaren verständnisvolle Seelsorge, Beichtgespräche, Bıtten,
Ermahnungen mit einer Steigerung des Drucks in mehreren Schritten. Da-
nach folgten autoriıtare Disziplinierungsmafisnahmen Verweise, erkennung

Leith chenzucht Begriff, T  9 1990, 174
Eckhard Tauscher: Die Kirchenzucht im deutsch-evangelischen Kirchenrecht
besonderer Berücksichtigung des inneren Kirchenrechts, Diss. 1Ur Uniıv. Erlangen
1951,
ert nach e1 Kirchenzucht in 1 1990, 155

nach Leith ebd., 174
nke Der lange Weg ZU| gemeinsamen Disziplinarrecht in der

11 Friedrich Unhlhorn: Die Kirchenzucht nach den Grundsätzen der lutherischen Kirche,
Hannover, Berlin 1901,
Ebd.,
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VO Rechten des Gemeindeglieds, insbesondere des aktiven un passıven
Wahlrechts, Ausschluss VO  —_ der Teilnahme Heiligen endmahl un der
Ubernahme des atenamıts. DIie Verweigerung der Abendmahlsgemeinschaft
gilt in der ege als aufßlserste Kirchenzuchtmaisnahme . *> Gelegentlic wird
auch der völlige Ausschluss AUS der Gemeinde und Abbruch der Verbin-
dung mit erwels auf biblische tellen hinzugerechnet, WAds aber theolo-
gisC umstritten ist.1* Darüber hinaus wurden „Dissidenten“ und „Sekten“
überwacht, SOWEIT S1Ce innerkirchliche Schwierigkeiten machten. ! en
dem posıtiven Kirchenrecht hatte die gewohnheitsrechtliche Ubung einen
grofßen Einfluss auf die Maisnahmen der Kirchenzucht, die zu Teil iel
fester 1im Gemeindeleben verankert als jedes Kirchen:- der taatsge-
setz.!16 DIie unterschiedlichen theologischen Stromungen in der andeskir-
che finden 1Ur in dieser Feststellung einen Konsens „Wenn die Kirche
MC das Wirken des eiligen Geistes heilig ISst, bestehen die vorrangıgen
Ormen der Kirchenzucht in Predigt, Lehre un Seelsorge.“

Das Disziplinarrecht insbesondere die Beamten in einer anatskirche
Sie sind ihren Dienstherrn in einem öffentlich-rechtlichen 1enst- und
Treueverhältnis gebunden. Daraus leitet sich Cine einseitige STAATS- Ooder kir-
chengesetzliche egelung des 1enstes ab Zu diesem öffentlich-rechtlichen
Gebiet gehö auch das Disziplinarrecht. ESs ist nicht NULr eine sanktionsbe-
wehrte Sicherstellung der persönlichen Loyalität des Beamten gegenüber
sEeEINEM Dienstherrn. iel mehr hat CS auch die Aufgabe, das tradierte Be-
rufsbild eines Beamten 1imM Staat un die UufOorıta: des Staates in der Gesell-
schaft bewahren. Daraus leitet sich ZuerTrst ab, dass CS eiNne erfolgung VO

Verletzungen VO Amtspflichten zusätzlich bzw. parallel ZUuU allgemeinen
Trecht gibt Darüber hinaus wird eın Beamter disziplinarisch belangt,
welcher „sich C sein Verhalten in der außfser dem Amte der Achtung,
des Ansehens der des Vertrauens, die seıin Beruf erfordert, unwürdig
Zeipt * Spezie für die weltlichen Kirchenbeamten und die Geistlichen
wird 167r eın faktischer Übergang allgemeinen Kirchenzucht eutlc
Auch nhaber kirchlicher Ehrenämter unterliegen einer ang  ten
Dienstaufsicht. Fur diesen Personenkreis kann die Disziplinierung als „Am-
zucht‘'  C6 bezeichnet werden.

Die Geistlichen unterschieden sich wiederum VO den übrigen erso-
He  — in der Kirche bezüglich ihrer Beauftragung ZUr OÖffentlichen er-

Christoph Link Exkommunikation. Evangelisch, in RGG 1999, Z 2
Helmut Egelkraut: Gemeindezucht, Erich Idbach Helmut Burkhard Heim:-
bucher (Hg.) Evangelisches Gemeindelexikon, Wuppertal, Sonderausgabe 1986,
Sie traf die sogenannten „Irvingianer”, benannt nach einem der Protagonisten
der katholisch-apostolischen Bewegung, Edward Irving (1792-1834) im 1853 e1-

Zirkular-Verfügung des EO  E die Provinzialkonsistorien.
Tauscher: Die chenzucht im deutsch-evangelischen Kirchenrecht,
Leith Kirchenzucht 1 1990, BFL
ese etreien! die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten, die Verset-
ZUNS erselben auf ine andere Stelle oder in den Ruhestand VO D Juli 1852: Ge-
setz-Sammlung für die Königlich Preußfsischen Staaten (bis DZW. Preuisische Ge-
setz-Sammlung (ab GS) 465
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ündigung un Verwaltung der Sakramente WT die Kirche in der Gestalt
der Ordination. Es WAdrLr ihre Sonderaufgabe der Lehre, die S1e einem Sspezl-
en Verfahren der Disziplinierung in der estalt der Lehrzucht (Lehrbe-
anstandung) unterwarf. 1ese strikte kategoriale Unterscheidung zwischen
Beamten- und Disziplinarrecht einerse1ılts und der Feststellung VO nicht
tragfähigen öffentlichen Abweichungen VO der NOrmMILlerten Glaubenslehre
andererseits wurde im „langen“ ahrhundert bis Inkrafttreten eines
speziellen Kirchengesetzes nicht eingehalten. Insofern unterliegen Geistli-
che als ffentliche Reprasentanten der Kirche un des Staates einem stark
erweıiterten Sanktionsmechanismus der Kirche gegenüber einem einfachen
Gemeindeglied. In einem gewıissen ang SC  1e 1es auch ihre amıı-
lien eın
Wır halten als Definitionen fest
Kirchenzucht eın Gemeindeglied rchenzucht 1im CNSCICH ınn

Disziplinierung des einfachen Gemeindegliedes hne kirchliche Amter
einer öffentlich sichtbaren erle  ng VO geschriebenen der

ungeschriebenen Regeln soOzialen Verhaltens.
Disziplinarverfahren einen Amtsinhaber (Amtszucht):

Prozess bei Pflichtverletzung VO  - nhabern kirchlicher Ehrenämter der
VO Amtstragern 1im öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis (als DIs-
ziplinarrecht für Kirchenbeamten un Pfarrer), die auch strafrechtlich
relevant Se1N kann un! dasendes Kirchenamtes ge  r  en un:! das
ertrauen ın die Amtsperson zerstoren kannn

Lehrbeanstandung einen Geistlichen (Lehrzucht)
Erklärung der Kirchenleitung, 4Ss der der verkündigten Jau-
benslehre eines Geistlichen unvereinbar mıit der offiziellen Verkündi-
SUuNg ist

Disziplinierung in der Landeskirche
der historische Einfluss des Westens”

Z Die „Freikirche“ 1im un:! ahrhundert
ine geschlossene grofßse un einheitlich verfasste Kirchen- un auDens-
gemeinschaft bestand 1im Westen Deutschlands nicht Politisch die Land-
schaft Uurc eine Vielzahl VO errschaftsgebieten zersplittert. Im
Gebiet der spateren preußischen Rheinprovinz gab 6S ZWweI Iypen der Ent-
stehung evangelischen Kirchentums. Im en gab CS Initiativen der Lan-

Immer noch eachtenswerte Einsichten in die spezielle Geschichte der Kirchenver-
fassung un: der Ekklesiologie der eformation im Westen Deutschlands bis 1855
vermuittelt das zweibändige Werk VO!  - Gobhell: Die Rheinisch-Westfälische Kir-
chenordnung VO:| Marz 18555 z geschichtliche ntwicklung und ihr theologi-
scher Gehalt, 1! Duisburg 1948, Urkunden-Sammlung Rechtsgeschich-

der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung. Besonders ansprechen! sind seine
tiefe Sachgliederung und UÜbersichtlichkeit SOWIE ine intime Kenntnis und intensive
Kritik relevanter Quellen.
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desherren. Bemerkenswert ist der zZzweıite Entstehungsprozess evangelischer
Gemeinden. Im Unterschied den eisten Territorien gab CS Nieder-
rhein nicht VO Beginn der Reformation eın landesherrliches Kirchen-
regıment. Fur die sp_ezielle' Geschichte der Reformation den einlanden

der gescheiterte Versuch einer Reformationsordnung VO 1543 in Köln
VO großer Bedeutung. Erzbischof ermann VO Wied (1477-1552, Regie-
[UNS 15-1 konnte sich mıiıt sSsEeEINEM Vorhaben nicht durchsetzen.?!
Eın welılterer Einflussfaktor auf dem onderweg des Westens in der Kirchen-
geschichte Deutschlands ist die direkte Nachbarschaft den Niederlanden
und Frankreich arunter die Vereinigten Herzogtumerülich-Kleve-
Berg mıiıt den Grafschaften Mark un: Ravensberg in Westfalen, deren Gebiete
bis weIıt in die heutigen Niederlande reichten und im Mittelpunkt europal-
scher Machtpolitik standen. Herzogeim (genannt „der Reiche“, 15
1592; lerung 1539—-1592) versuchte eine Religionspolitik zwischen den
Konfessionen in der Gestalt eines „Dritten Weges’”, mMuUusSsste S1e aber NS-
ten des katholischen Habsburgs aufgeben.““ Die reformatorischen Kontfes-
S1iOo0nNnen eianden sich in der Minderheitensituation. Die ffentliche Verbrei-
t(ung des reformierten Glaubens wurde vielerorts unterbunden. Die nieder-
laändisch-reformierten astoren beschlossen auf dem Weseler Konvent 1mM
Jahr 1568 Cine selbständige synodale Gemeindeorganisation. DiIie Synoden
übernahmen die Kirchenleitung, das Ordinationsrecht un:! die urıs  t1-
on.“> Niederländische Flücht  tlings- un! Schiffergemeinden entstanden. Cal-
viniısten förderten den Kirchenbau In dieser Gegend gab CS auch 1e15sende
Übergänge der Täuferbewegung den Lutheranern und Reformierten. **
Das bedeutendste evangelische Kirchenwesen einland entstand in den
Vereinigten Herzogtumern.“” Es hat uswir'  ngen bis in die Gegenwart für
die evangelischen an  skirchen in Deutschland.?® ine Weichenstellung

die Generalsynode der niederrheinisch-reformierten Kirche
Niederrhein 1610 in uisburg. Sie konstituierte sich unabhängig VOoO der

2U Online-Biographie Mit Darstellung der Religionspolitik: Stephan LAUX Hermann VO
Wied (1477-1552), http://www.rheinische-geschichte.lvr.de/persoenlichkeiten/H/Sei-

7 ten/HermannvonWied.aspx (Abruf: 05.03.2015).
Göbell, 1, 55-55
Online-Biographie mıit Darstellung der Religionspolitik: Olaf Richter: Wilhelm D
NnN! „der Reiche” (1516—1592), erzog VO  - Jülich-Kleve-Berg, Graf VO:  > der Mark
und Ravensberg, http://www.rheinische-geschichte.lvr.de/persoenlichkeiten/W/Seiten/
WilhelmVvonKleve.aspx (Abruf: 092.05:2015).
Nicole Kuropka Von der Reformation His Zu stfälischen Frieden, 1in Evangelisc)

Rhein Werden unı Wesen iner Landeskirche, hg. OaC| onrad Stefan ESC.
Nicole Kunopka Thomas Schneider des Ausschusses heinische Kirchen-
geschichte, Evangelische Kirche im Rheinland, Düsseldorf 200 7,
Kuropka: Von der Reformation bis Westfälischen Frieden, f)
Die Kontinuität elegt Die alteren Presbyterial-Kirchenordnungen der Läiänder Jülich,
Berg, Cleve und Mar' in Verbindung mıit der Kirchenordnung für die CVADNSC-
lischen Gemeinen der Provinz Westphalen und der Rheinprovinz, hg Snethla-
g 9 Le1ipzig 1557

'ermann-Peter Eberlein: Zwischen Dreifsigjährigem Krieg unı Preuflsenzeit (1648-
in Evangelisch Rhein. Werden und Wesen einer Landeskirche,
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niederländischen Kirche Die Generalsynode bestimmte eine tabile Kir-
chenverfassung. Die vorhandenen reformatorischen Gemeinden konnten
sich weitgehend ungestort VO  > obrigkeitlichen Eingriffen entwickeln.“’

Reformierte Gemeinden, die sich eimlıc. „unte dem Kreuz  66 111-

melten, hielten mit ihrem Selbstverständnis und ihrer relativen Eigenstan-
digkeit deutlich besser dem ruck katholischer Herrschaften stand
als lutherische.“® ach einer Zählung VO  — 1773 gab Cs die 270 reformier-

Gemeinde miıt ber 6600 Gemeindegliedern in Elberfe Die eigenar-
tige Lage der Evangelischen führte einer grofßen Selbstständigkeit der
einzelnen Gemeinden. Presbyterien leiteten die Gemeinden, mehrere (1 e-
meinden schlossen sich „Classen“ (Synoden) ZUSAMMCIL. 1esen beiden
stand die Überwachung des rchenlebens EINSC  iefslich der Kirchenzucht

Die Kirchenordnungen des Jahrhunderts WAAaIrcCcmnın in starkem ang
Lebensordnungen. eregelt wurden un! Gottesdienst, €s  S Armen:-
pllege, Beerdigungen un! Eheschlieisungen un! insbesondere die Kirchen-
zucht Die reformierten rediger ussten eine strikte “ZEeENSUT- ihrer Le-
ens- un! Amtsführung hinnehmen. Ahnlich erging CS den Gemeindeglie-
ern DIie scharfe U{fs1iCc. des Presbyteriums der Gemeinde verfolgte strikt
jede ünde, die ihr bekannt wurde. Sie verlangte VO sündigen Menschen
Sundenbekenntnis un eue BIs dahin wurde der Sunder VO endmahl
ausgeschlossen. Be1l öffentlich egangenen Verstößen Ordnung un
Glaubensleben ussien auch CuHe und Vergebung SOWI1E die
Wiederaufnahme in die Gemeinschaft gemeindeöffentlic geschehen.>” Fur
diese Gemeinde- un Kirchenverfassung kann auch mit kleinen Einschräan-
ngen der egr „Freikirche“ eingesetzt werden. Otto 1DeNus O—
1967), Generalsuperintendent der Kurmark unı spaterer Vorsitzender des
Rates der beobachtete VO Berlin AUSs DIe Kirche des Westens‘>}:

„Wohin Calvin wirkte, da gab den Gemeinden den starken Impuls, sich
in einer selbständigen, in sich abgeschlossenen zielbewulsten Organisation
zusammenzufassen. Diesem Impulsen kam Rhein eın angeborener
Sinn für Selbstverwaltung9der sich in einer ahrhunderte alten,
selbständigen, bürgerlichen Kultur hatte erproben können.‘>*

1DeNus unterstreicht den Einfluss auf eine ynodale erfassung für die g \
altpreufßische Landeskirche im usammenhang mit der Neuordnung

ab 18515

Brigitta Duda Die UOrganisation der evangelischen Kirchen des en Rhein-
ufers nach den Organischen Artikeln VO| 1802, (Schriftenreihe des ereins für Rhei-
nische Kirchengeschichte, 40), Düsseldorf 1971
Gobell: 1)
Eberlein Zwischen Dreifßigjährigem Krieg und Preufßfßenzeit,
Ebd.,

die Biographien VO|! Hartmult Fritz: ()tto Dibelius Fın Kirchenmann in der Zeit
zwischen Monarchie und Diktatur, (Arbeiten ZUr ichen Zeitgeschichte, el B’
Darstellungen, Öttingen 1998 und Stupperich: ()tto Dibelius Fın CVAdll-

gelischer Bischof im Umbruch der Zeiten, Göttingen 1989
fto Dibelius: Das Jahrhundert der Kirche Geschichte, Betrachtung, Umschau und
iele, Berlin 192 7, 22-34
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„Der rheinische Protestantismus verschmaolz mıit den Östlichen Kirchenpro-
vinzen einer Einheit ErSt in dem AugenDblick, da die Uberwindung des
landesherrlichen Kirchenregiments begann. Er brauchte den Kirchenge-danken nicht preisgeben. Und hat ih in der Tat niemals SAaNz preisgege-ben!‘“5

Die Staatskirche im preufsischen solutismus
In der eıt des Absolutismus und der Aufklärung verlor die Kirchenzucht
einen großen Teil ihrer praktischen Bedeutung. War S1Ce His ın in der
Lage SCWESCNH, ın den Gemeinden einen en Gottesdienstbesuch S1-
chern, wurde S$1Ce zunehmend als Ordnungsmittel suspendiert. Die Teilnah-

endmahl sank deutlich Zugleich einem Wechsel VO'!  - der
individuellen Ohrenbeichte kollektiven öffentlichen Suüundenbekennt-
Nnıs Fur diese Anderungen des Gemeindelebens übernahmen die Stadte die
Vorreiterrolle ** Der aufgeklärte Absolutismus beanspruchte eın umfassen-
des ewaltmonopol, welches das Kirchenregiment einschloss.°> Die oberste
Kirchenleitung lag bei einem Departement der geistlichen Angelegenheiten.
DiIie Kirchen wurden als Gesellschaften betrachtet, die einen Beıitrag ZUrFC
onarchie eisten sollten.>° Ganz in diesem Geist stand das „Allgemeine
Landrecht für die Preuifsischen Staaten“ (ALR) VO 1794 Das eın
„Markstein im Übergang VO der kirchenpolitischen alten Standewelt
einem modernen Verhältnis VO aa und Kirche“ und „emn voll durchge-
ildetes System des Staatskirchenrechts, das in seiNnen Grundzügen im San-
zen Jahrhundert in bleiben sollte‘“>7. ES 1st eine Aaußfserst anspruchs-
VOo. egelung er Lebens- un Rechtsbereiche in einer eutschen
Rechtssprache:

„Jede Kirchengesellschaft ist verpflichtet, ihren Mitgliedern IC
die Gottheit, Gehorsam die esetze, Ireue den aat, un SItt-
ich gute Gesinnungen ihre Mitbürger einzuflöfsen“ (S$ 13 Titel 11 Il
Teil ALR)

1252 Paragraphen verlangten Beachtung, das kirchliche Leben C
stalten un ber die Ordnung wachen. Die römisch-katholischen Bi-
chöfen eingeraumten „Rechte der Kirchenzucht“ 124) galten auch für
die evangelischen KoOonsistorien (S$ 143) Zur Verfügung standen geistliche
Bußübungen, eldbußen bis Thalern und Gefängnisstrafen bis

Ebd.,
Vgl Albrecht Beutel: Kirchengeschichte im Zeitalter der Audfklärung. Fın Kompendi-
u Ottingen 2009

Wilfried Härle in Lehrfreiheit und Lehrbeanstandung, hg. Wilfried arle
Heinrich Leipold, (Reader Theologie. Basiswissen-Querschnitte-Perspektiven),Kirchenrechtliche Dokumente, Gütersloh 1985,
Vgl Wolf-Dieter Hauschild: Lehrbuch der rchen- und Dogmengeschichte,Reformation und Neuzeit, Gütersloh, 626
Rudolf von Thadden Eine preußische Kirchengeschichte, Öttingen 2013,

Hans Hattenhauer: Einführung, in: Allgemeines Landrecht für die Preufsischen
Staaten VO!  - 1794 Textausgabe, Frankfurt/M Berlin 1970
ıtiert nach Hattenhauer, ebd., 543
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1er Wochen, die „ZU Gehorsame und ZUFC Beobachtung ihrer Amtspflich-
ten anhalten“ ollten (S 125) Die Pfarrer unterstanden dem Disziplinar-
recht des Staates sowochl bezüglich der Amtsführung als auch ihrer Lehre
Der Verlust bürgerlicher Ehrenrechte und strafrechtliche Verurteilungen
UrCcC eın staatliches Gericht Sanktionen in der Kirche ach sich.
Aus einem nNnstrumen esserung des sündigen Kirchengemeindeglie-
des ar eine Varıante des weltlichen Strafrechts und der polizeilichen
UÜberwachung geworden, eın angepasstes en  en des ntertanen
erreichen. Die Möglichkeit, die verhängte rafe Uurc eine Geldzahlung
9 bevorzugte Vermögende gegenüber der finanzschwachen ehr-
heit.“*©

„Nachdem das landeskirchliche Kirchenregiment seiner konfessionellen
Substanz verlustig un:! NUuUr och mıit einem theologisch entleer-
ten Kirchenbegriff verknüpft W bestanden keine Hemmungen mehr, die
Amtskirche vollends ZUr Beamtenkirche verkümmern lassen, einer
Anstalt hne eigenes geistliches Profil.“ 41

Der Westen als Teil der französischen Kirchenverfassung
DiIie Näh:  a') rankreic bewirkte eine unmittelbare Einflussnahme MIr
die ranzösische Revolution 175859 Die Erklärung der Menschen:- unı Bur-
gerrechte EINSC  iefislich Glaubensfreiheit öffnete den diskriminierten DTIO-
testantischen Minderheiten den Weg Ööffentlichen Emanzipation.“** Aller-
ings sich bald eın antikirchlicher Zug in der revolutionären CWE-
SUNgs uUrc ine scharfe Staatsaufsicht lihmte kirchliches Leben Der SYI-
odale Bestandteil der Kirchenorganisation verschwand. Faktisch entstand
eine kongregationale Kirchenverfassung. * Die esetzung bzw Annexion
rheinischer Gebiete un! die Bildung VO  — rechtsrheinischen Vasallenstaaten
Urc Frankreich 1im Jahr 1797 hrte ihrer Fer.  ichen Eingliederung.
Im selben Jahr wurde die französische Behördenverfassung ingeführt Ahn-
lich organisiert die Kirche.“* apoleon begriff die Kirchen als Lenkungs-
instrumente der rziehung. Das Kultusministerium in Parıs wurde oberste
Kirchenbehörde Von einer freien Pfarrerwahl nicht mehr die Rede Die
Neuordnung der evangelischen Kirchen beider reformatorischer Konfessi-
NCN geschah dem deutlichen Einfluss der französischen Reformier-
ten.? Die Organischen Artikel für den protestantischen Kultus (articles OI-

ganıques des cultes protestans) VO 1802 wurden geme1ınsam miıt dem Kon-
kordat VO 1801 mit aps 1US VIL (1742-1823, egierung 1800-18235) un!
den Organischen Artikeln für die tholiken nicht 1Ur in Frankreich, sondern
auch für die linksrheinischen Gebiete erlassen. Es entstand eine Gemenge-

Hans-Jurgen Oertz: Kirchenzucht. Reformationszeit, in T 19, 1990, 180
41 Thadden Fine preußsische Kirchengeschichte,

Eberlein:;: 7Zwischen Dreifßigjährigem Krieg und Preufßenzeit,
Duda Die Urganisation der evangelischen chen,
Ebd., DIDTE:
Ebd.,
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lage verschiedener Rechte. in den preußischen Gebieten links des Nieder-
rheins (Kleve, Obergeldern un:! Ooers konkurrierte das „Allgemeine Land-
recht‘“ VO 1794 Die rganischen Artikel blieben theoretisch auch ach dem
Inkrafttreten der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung imJ 1835 sub-
sidiär gültig.*° Sie brachten den Evangelischen Religionsfreiheit, Gleichstel-
lung auch in den katholischen Gebieten un:! die Vereinheitlichung der VIe-
len Territorialkirchen *7 Das synodale Element für die Reformierten prak-
tisch nicht Einsatz. %8 Die presbyterial-synodale Verfassung 1e L1ULr for-
mal erhalten. die der Einzelgemeinden AT das Lokalkonsistorium
VO  , Pfarrern un:! Otabeln Adus mehreren angeschlossenen Kirchen.*? Fur
die Kirchenzucht gegenüber Gemeindegliedern hatten die Lokalkonsisto-
men einen großisen Ermessensspielraum, wandten ihn aber nicht uda fasst
ZUsammen

die in der Philosophie der Aufklärung IIC  e belebte un schliefßlic) auch
staatlich propagierte Toleranzidee des Revolutionszeitalters verdrängte den
ethischen Rigorismus der evangelischen Kirchen der Rheinlande, der in den
Kirchenzuchtsmaßnahmen seinen Niederschlag gefunden hatte.‘“>9

dem Weg Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung VO 15535
(RWKO)

ach der Niederlage un:! dem Zusammenbruch Preufßens ach dem Frieden
VOoO Tilsit 1807 WdICnN ringen Reformen in Staat, Kirche un:! Gesellschaft
erforderlich Die linksrheinischen Gebiete mıiıt dem yNo:  en Sonderrecht
spielten keine bei der Neufassung der preufßsischen Landeskirche, da
S1C rankreic abgetreten worden waren .?! Der einflussreichste Theolo-
SC, TIEArTIC Schleiermacher, gehörte den schärfsten Kritikern des Zu-
standes der Kirche Er orderte mıiıt seiınem Entwurf einer Kirchenver-
fassung 1808 Reformen, die Gemeinden un! Kreissynoden staärken:

„Dass Kirchenwesen in einem tiefen Verftfall ISt, annn niemand leug-
8188 Der lebendige Anteil den ffentlichen Gottesverehrungen und den
eiligen Gebräuchen 1st fast S4AaNzZ verschwunden, der Einfluss religiöser Ge-
sinnungen auf die Sitten und deren Beurteilung kaum wahrzunehmen, das
lebendige Verhältnis zwischen den Predigern un: ihren Gemeinden 1Sst
gut als aufgelöst.‘ >“

Die Wurzel len UÜbels sah Schleiermacher in der unglücklichen Verqui-
ckung VOoO weltlicher Obrigkeit mıit kirchlichen Dingen in der Reformati-

Ebd., 100
Eberlein: Zwischen Dreißigjährigem Krieg und Preufßsenzeit,Duda Die Urganisation der evangelischen Kirchen,Eberlein: Zwischen Dreißigjährigem Krieg und Preußenzeit,Duda Die UOrganisation der evangelischen Kirchen,51 Gerhard Goeters Die Reorganisation der staatlichen und kirchlichen Verwaltungin den Stein-Hardenbergschen Reformen. Verwaltungsunion der kirchenregimentli-hen Urgane, in Die Geschichte der Evangelischen Kirche der Union. Ein Handbuch,hg. Gerhard Oeters Joachim Rogge, Die Anfänge der Union
landesherrlichem Kirchenregiment (1817-1850), Leipzig 1992,/itiert nach Thadden Eine preufßsische Kirchengeschichte,
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On ”5 Als Preuflsen die 1515 Urc den Wiener Kongress erworbenen Ge-
biete 1im Westen in esitz nahm, 21ng die Berliner Staatsregierung VO  = e1-
1CTI schlichten Einführung des Landeskirchentums im Westen ZAU!  S 1822
wurde der Westen mıit der Rheinprovinz un:! der Provıiınz Westfalen
geschnitten, w1eE sich bis heute och in den Grundzügen der TeNzen
der beiden andes  chen widerspiegelt. In diesen Provinzen wurden Pro-
vinzialkirchenleitungen installiert, die im Verwaltungsschema des Staates
arbeiteten.°* Durch die Kontrolle der Pfarrer wurden zugleich die Gestal-
tungsspielräume der Gemeinden eingeengt. ”” DIie in Aussicht stehende
Konsistorialverfassung mıiıt schwachen Gemeinden nde un:! einem
Staatsministeriums der Spitze der ausgepragten Hierarchie stiefs auf
Unverständnis und Widerstand. Widerstand im Westen provozlierte auch
das liturgische Muster Onig Friedrich ılheilims 111 als ateurtheologen:

altlutherisch, altertümlich, „katholisierend“.®° 1826 Stimmiten 11ULE

elf VO  — 4232 rheinischen Pfarrern dem Agendenentwurf zu 5/ Die on
zwischen dem „versammlungsfreudigen rheinischen Protestantismus (Fried-
rich Wilhelm IV.) un! der Berliner Zentrale großenteils Ir
bedingt

„Es eın wehrkamp: Erscheinungen, die 111d!  - als rückschrittlich
un:! unpassend empfand. Die demokratischen otive der Französischen
Revolution VO! 1789 hatten nahe liegend 1er besonderen Anklang eiım
Grofßbürgertum un in der Pfarrerscha gefunden und verbanden sich mıiıt
dem republikanischen Grundzug der calvinistischen Kirchenverfassung.“ ””

Die welteren Auseinandersetzungen en einer star' beschnittenen, aber
immer och kritisierten preußischen Agende, die 1855 in irat Sie
die „bittere Pille“‘ für die Durchse  arkeit einer gelebten Kirchenverfassung
als innerkirchliches Sonderrecht.®

rst ach langem ngen mıit Berlin gelang CS mit der Rheinisch-Westfä-
lischen irchenordnung (RWKO) VO Marz 1835 61 die Lage dauerhaft
eruhigen. Drei VO vier Forderungen AUS dem einland wurden
die Zusammensetzung der Synoden nicht 1U AUuUsSs Geistlichen, sondern auch
Aaus alen, die Wahl ihres Prases IC die Synode SOWILE eın Ausdruck be-
sonderer Freiheit AUS der Geschichte die freie Pfarrerwahl der Gemeinden.

Zitiert nach ebı  .
Hauschild: Lehrbuch der Kirchen:- und Dogmengeschichte, 2‚ 755

Ebd., Pa
Holger Weitenhagen: Das Jahrhundert Die Zeit mit Preufßen 1815 bis 1918, in
Evangelisch Rhein. Werden und Wesen einer Landeskirche,

eb
nach ebd.,

Wilhelm Neuser: Die Entstehung der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung, in
Die Geschichte der Evangelischen Kirche der Union, 1) Die Anfänge der Union

landesherrlichem Kirchenregiment (1817-1850), Leipzig 1992, 243
61 eitenhagen: Das Jahrhundert Die Zeit MmMit Preuisen 1815 his 1918,

Text in Kirchen-Ordnung für die evangelischen Gemeinen der Provinz Westphalen
und der Rheinprovinz, in Snethlage: Die alteren Presbyterial-Kirchenordnungen der
Länder Jülich, Berg, Cleve und Mark, 173-208
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Das geforderte Gesetzgebungsrecht der Synoden wurde VOoO Onig abge-
nt Es en Kompromiss. Er bestand einerse1 AdUuS$s dem althergebrach-
CNn presbyterial-synodalen Aufbau, der VO der Selbstverwaltung der Ge-
meinden miıt freier Pfarrerwahl ausging un:! diese in „Kreisgemeinden“ un
„Provinzialgemeinde“ Zzusammentfasste und andererseits AN dem hierarchi-
sch-bürokratischen andesherrlichen Kirchenregiment VO Berliner Ministe-
T1um für geistliche Angelegenheiten ber die Konsistorien in den Provinzen
bis hin den Superintendenten, die allerdings nicht W1€eE üblich CErNanNnNtT,
sondern VOoO  > den Synoden gewählt wurden. Repräsentant des episkopalen
Elements Wr das Amt des „Generalsuperintendenten“ als oberster Geistli-
cher un:! andesherrlicher ertreter in der Kirchenprovinz DIie „Rheinisch-
VWestfälische Kirchenordnung‘“ WAdr die einzige in Preufßen mıiıt einer stark
reformierten Pragung.

Langfristig en sich die konstitutionellen Vorstellungen der nieder-
rheinischen Protestanten durchgesetzt, nicht jedoch die rigoristischen Vor-
stellungen einer Gemeindeordnung un:! -zucht Sie Wr innerkirchliches
Sonderrecht 1873/76 kam CS für die übrigen Kirchenprovinzen einer Ver-
fassung, die sich die presbyterial-synodalen Elemente der Kirchenordnung
des estens znr Vorbild nahm..®©?

In der TaxX1ls der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung konnten sich
die Vorkämpfer einer synodalen erfassung keiner IWlusionen hingeben Sie
stielßsen auf eine tiefe Abneigung des KOnigs und des zuständigen Ministers
Die rheinisch-westfälische Verfassung wurde bis 19138 nicht WO.  wollend
presbyterial-synodal, sondern staatskirchlich-konsistorial ausgelegt.® Es gab
weiterhin erhebliche und anhaltend Konflikte zwischen den westlichen
Provinzialsynoden un:| der Berliner Oberkirchenleitung. rschärfen wirkte
sich die Prasenz der Generalsuperintendenten im Westen AU!  N „Kirchliche
Selbstverwaltung und staatliche u[fsıiıcht standen sich unversöhnt 1M-
ber C6

Der Selbstständigkeitsdrang der rheinischen Provinzialkirche blieb bis
Ende der altpreußsischen Landeskirche ungebrochen. Er opponıierte erfolg-
reich jegliche Zusammenfassung der andeskirch:
eine einheitliche Verfassung.® Die Kirchenordnungen der rheinischen und

Hiersemenzel: Die Evangelische Kirchengemeinde- und Synodalordnung VO:
September 1573 SOWIE die General-Synodalordnung VO Januar 1876, Berlin

1877; Joachim Wäaächter: Die Landeskirchen der ten und der Provinzen nach
1866, in Die Geschichte der Evangelischen Kirche der Union. Ein Handbuch,Die Verselbständigung der IC dem königlichen Summepiskopat —hg Joachim Rogge Gerhard Ruhbach, Leipzig 1994, 155: Hauschild:
buch der rchen- und Dogmengeschichte, 27 786; Weitenhagen; Das Jahr-hundert Die Zeit mit Preulsen 1815 bis 1918,
Wilhelm Neuser: Die Revision der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung, in
Die Geschichte der Evangelischen IC} der Union. Die Verselbständigungder Kirche dem königlichen Summepiskopat (1850—-1918),Ebd

Joachim Rogge Die auiserordentliche Generalsynode VO! 1875 und die Gene-
ralsynodalordnung VO  . 1876 Fortschritt Uun!| Grenzen kirchlicher Selbstregierung,
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der wes  schen andeskirche stehen bis in die Gegenwart in der Traditi-
VO 1835 ES 1st dieser besondere Boden landeskirchlicher Ver-

fassung un Geschichte, auf dem sich die Freien evangelischen Gemeinden
entwickelten.

Lebensordnung un:! Disziplinierung nach dem Allgemei-
NC  s Landrecht (ALR) und der Rheinisch-Westfälischen
Kirchenordnung

Entsprechend der obigen Einteilung für die Disziplinierung ergeben sich rei
e1ise der Betroffenen bezüglich ihrer Aufgaben, Einordnung in die 1enNst-
hierarchie und Sanktionen bei Verstößen Ordnung und Dienstauf-
Lra
.1 Das Gemeindeglied
ach dem VO  F3 1794 hatte das Gemeindeglied hne kirchliche Amter
einerse1ıits das Recht auf Amtshandlungen un:! Gottesdienste (S 108) Ande-
rerse1its mMuUuUusste CS sich der vorhandenenenOrdnung un Kirchen-
zucht unterwerfen un die geforderten Beitrage eisten (S$ 50, 109 E)
stab für die Kirchenzucht die Offentlichkeit einer unbotmäßigen and-
lung DiIie Disziplinierung des Gemeindegliedes erfolgte UuUrc. den
eistlichen un die Staatsbehörde (S$ 124, 143) Fur den 1NSsatz VO  —; ucht-
mafßnahmen sSetiIzte das eine TEeNZE. indem S1e 11UTE ZUr Abstellung e 1-
11C5 OÖffentlichen Argernisses rlaubt WAaren (S 51) Das Gemeindeglied OoOnn-

VO kirchlichen Versammlungen ausgeschlossen werden, jedoch nicht
sSEINES auDens (S$ 54, 55) Dem Geistlichen WAaren TrTeENzen C»

Der Ausschluss VO Gottesdienst der VO  — den Sakramenten bedurtf-
der vorherigen Zustimmung 1Irce den Dienstvorgesetzten. Konnte miıt

einer Mafsnahme das bürgerliche Ansehen gefährdet werden, MUSSIE VOI-

her die Erlaubnis der Staatsbehörde eingeholt werden (S$ ÖÖ, 806, 56,
Die RWKO VO 15855 hrte ıhnliche Rechte un:! Pflichten VO emelnn-

degliedern auf W1€E das ALR, verlangte aber och AIn erDaulıches Leben“
S Die Kirchenzucht lag eiım Presbyterium der Gemeinde, welches sich
AUSs dem Pfarrer un:! gewählten Altesten AUS dem Kreis der wahlberechtig-
ten Gemeindeglieder Zusam  Nsetizte (S 14) ach einschlägigen rfah-

VOTL IC die Industrialisierung, Pluralisierung des religiösen
Lebens un:! das Aufkommen der Arbeiterbewegung ahm die RWKO in der

DIie Geschichte der Evangelischen Kirche der Union. kin Handbuch, hg GOoe-
ters Joachim Rogge, Die Verselbständigung der Kirche un dem königli-
hen Summepiskopat (1850—-1918), 229
> durch Öffentliche Handlungen ine Verachtung des Gottesdienstes und der eli-
gionsgebräuche erkennen geben, Ooder andere in ihrer Andacht stohren“ ($ 54),

jemand einer gottesdienstlichen Handlung in Trunkenheit, in anstößiger und
argerlicher Kleidung, Oder ‚On:! in einem Zustande sich darstellt,368  Lothar Weifs  der westfälischen Landeskirche stehen bis in die Gegenwart in der Traditi-  on von 1835. Es ist genau dieser besondere Boden landeskirchlicher Ver-  fassung und Geschichte, auf dem sich die Freien evangelischen Gemeinden  entwickelten.  3  Lebensordnung und Disziplinierung nach dem Allgemei-  nen Landrecht (ALR) und der Rheinisch-Westfälischen  Kirchenordnung (RWKO)  Entsprechend der obigen Einteilung für die Disziplinierung ergeben sich drei  Kreise der Betroffenen bezüglich ihrer Aufgaben, Einordnung in die Dienst-  hierarchie und Sanktionen bei Verstößen gegen Ordnung und Dienstauf-  trag  31  Das Gemeindeglied  Nach dem ALR von 1794 hatte das Gemeindeglied ohne kirchliche Ämter  einerseits das Recht auf Amtshandlungen und Gottesdienste ($ 108). Ande-  rerseits musste es sich der vorhandenen kirchlichen Ordnung und Kirchen-  zucht unterwerfen und die geforderten Beiträge leisten ($$ 50, 109f.). Maß-  stab für die Kirchenzucht war die Öffentlichkeit einer unbotmäßigen Hand-  lung ($ 51).° Die Disziplinierung des Gemeindegliedes erfolgte durch den  Geistlichen und die Staatsbehörde ($8& 124, 143). Für den Einsatz von Zucht-  maßnahmen setzte das ALR eine Grenze, indem sie nur zur Abstellung ei-  nes öffentlichen Ärgernisses erlaubt waren ($ 51). Das Gemeindeglied konn-  te von kirchlichen Versammlungen ausgeschlossen werden, jedoch nicht  wegen seines Glaubens ($$ 54, 55). Dem Geistlichen waren Grenzen ge-  setzt. Der Ausschluss vom Gottesdienst oder von den Sakramenten bedurf-  te der vorherigen Zustimmung durch den Dienstvorgesetzten. Konnte mit  einer Maßnahme das bürgerliche Ansehen gefährdet werden, musste vor-  her die Erlaubnis der Staatsbehörde eingeholt werden (8$8 88, 86, 56, 57).  Die RWKO von 1835 führte ähnliche Rechte und Pflichten von Gemein-  degliedern auf wie das ALR, verlangte aber noch „ein erbauliches Leben“  ($ 3). Die Kirchenzucht lag beim Presbyterium der Gemeinde, welches sich  aus dem Pfarrer und gewählten Ältesten aus dem Kreis der wahlberechtig-  ten Gemeindeglieder zusammensetzte ($ 14). Nach einschlägigen Erfah-  rungen vor Ort durch die Industrialisierung, Pluralisierung des religiösen  Lebens und das Aufkommen der Arbeiterbewegung nahm die RWKO in der  Die Geschichte der Evangelischen Kirche der Union. Ein Handbuch, hg. v. J. F. Goe-  ters u. Joachim Rogge, Bd. 2: Die Verselbständigung der Kirche unter dem königli-  chen Summepiskopat (1850-1918), 229.  66  „... durch öffentliche Handlungen eine Verachtung des Gottesdienstes und der Reli-  gionsgebräuche zu erkennen geben, oder andere in ihrer Andacht stohren“ ($ 54),  „... jemand zu einer gottesdienstlichen Handlung in Trunkenheit, in anstößiger und  ärgerlicher Kleidung, oder sonst in einem Zustande sich darstellt, ... grobes Aerger-  nis der Gemeinde ...“ ($ 89).grobes Aerger-
NıS der Gemeinde (S 59)
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Fassung VO 1908 och die UfIfsS1ic. ber die christliche Unterweisung unı
Erziehung als weitere Aufgabe des Presbyteriums auf (S 14) Während die
RWKO 1855355 och nicht 1in der Lage WAÄ. konkrete Tatsachen für ucht-
malisnahmen aufzulisten, sah INa  — sich 1908 grofßßser Ausführlichkeit VCI-
anlasst ©7 Als Stufen der Kirchenzucht wurden 19038 festgelegt: Seelsorge,
(erfolglose) nachdrückliche Ermahnung Uurc Pfarrer und resbyterium,
Wiederholung der Ermahnung mıiıt Androhung schärferer Strafen, Ausschluss
VO der eilnahme eiligen enamı un der Übernahme des Pa-
enamts anlässlich einer Kindertaufe S 120) Die zunehmende Rechtsförm:-
1C  eıt iın der Kirche wirkte sich AUS, 4Ss der Betroffene das Recht e 1-
11C5 Berufungsverfahrens VOT dem Kreissynodalvorstand rhielt

Kontflikte die Kirchenzucht lösen, Wr Aufgabe des Zusammen:-
schlusses der Gemeinden eines Kirchenkreises ın der Kreissynode, des
Kreissynodalvorstandes un:! des Superintendenten. ESs entstand eın System
gegenseıtiger Kontrolle und hierarchischer u[fisıiıcht ESs gab eın dienstliches
Berichtswesen un die allgemeine u[fsiıcht des Superintendenten un:! des
Kreissynodalvorstandes. Teil der u[fsıcht der Obrigkeit WAaren die umfassen-
den Visitationen des Superintendenten in den Gemeinden seEINES Bezirks
mıiıt anschliefßenden Berichten das Konsistorium. Die etroffenen Ge-
meindeglieder richteten Petitionen die Landeskirchenleitung in Berlin.
A 2 Der resbyter
ahrend das VO 1794 eın Presbyterium als Gemeindeleitung vorsah,
bildete CS in der RWKO den rundpfeiler kirchlicher Organisation. Fur die
Wahlbarkeit ZU resbyter wurden als geistliche Qualifikationen die Füh-
[UNg eines „ehrbaren“ Lebenswandels un:! die häufige Teilnahme Gottes-
dienst un:! enama| festgelegt 10) Der gesellschaftliche andel schlug
sich im Zusatz der RWKO VO 1908 nieder: „ihre Liebe ZUr evangelischen
Kirche, namentlich Urc rziehung ihrer Kinder im evangelischen Bekennt-
NUSsSE betätigen“ S 10) Den res  ern wurde die Rolle VO Hiltfskräften
des Pfarrers in der Kirchenzucht zugewlesen. Sie ollten den Gottesdienst
überwachen, dem Pfarrer ber saumige Gemeindeglieder berichten un ih
bei Hausbesuchen begleiten. Ihre Mittel Bitten und Ermahnungen
(SS 15 119) Die allgemeine u[lsıcht ber die res  er hrte der uper-
intendent des Kirchenkreises. Kamen die res  er ihrem CNlıchen Ehren-

nicht nach, der Pfarrer eige eiım Konsistorium der Pro-
V1INZ S 121) Das Verfahren Zur „Amtszucht“ fand im Zusammenwirken mıit
dem eissynodalvorstand STAl Der Katalog der Disziplinarmaßnahmen reich-

VO  e mündlichen un schriftlichen Mahnungen un:! Warnungen, der Bı

estfalen „Lasterhaifter und gottloser Wandel!‘ „Ausdrückliche Verwerfung und Ver-
SpotLung des christlichen Glaubens“ in schriftlicher oder mündlicher Form oder
UrcC| Öffentliche Handlungen ($ 120) Abweichender für die Rheinprovinz, noch

bracht werden.
die Eigenschaften „Notorisch“;, „entschiedener Unglaube“ und ‚fortwährend“ einge-
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eilung eines erwelises in Anwesenheit VO kirchlichen Leitungsgremien,
His Verlust der Qualifikation für die Aahlbarkeit un ZUTFC Amtsenthe-
bung Uurc das KOonsistoriıum der TOV1INZ der den Kreissynodalvorstand
(S$ 121-128). Nachlässigkeiten der Amtsführung w1e die Nichtteilnahme
Sitzungen wurden mi1ıt Ordnungsstrafen der Kreissynode belegt. In der
RWKO VO 1903 wurde das Disziplinarrecht für Ehrenamtliche das Ver-
ahren für Kirchenbeamte angelehnt un normiert (SS 122-126): Be1li eich-

Verfehlungen wurde dem Betroffenen das Recht auf Örung, eine
schriftliche Begründung der Disziplinarentscheidung un! Beschwerde beim
Konsistorium eingeraumt, welches endgültig entschied. Be1l erTahren mıit
dem Ziel der Entlassung AUS dem Amt wr eın Berufungsverfahren eiım
Konsistorium MO:!  C das gemeinsam mıt dem Vorstand der Provinzialsyn-
ode endgültig urteilte.

Der Geistliche
DIie Ansprüche VO  - 1794 den Pfarrer uferten in einem langen und de-
taillierten og AU!:  ® Der Pfarrer atte die eines ertretfers der MoO-
ral ZU Wohl VO Kirche unt Staat VOrDL  ich leben.®® Im Fall des Ver-

iın der Offentlichkeit drohte die Amtsenthebung (S Kaufmänni-
sche un gewerbliche Erwerbstätigkeit Al nicht L1ULr dem Geistlichen, s()1I1-

ern auch seIiNer Familie verboten S 93) Die des Pfarrers als staatli-
cher Standesbeamter wurde unterstrichen (S 440) Dementsprechend WULI-

de das Zeugnisverweigerungsrecht Urc! eine eigepflicht bei schweren
oder politischen en einschlie{fslich einer Orsorge urchlöchert (S$I Öö1,
ö2) Der Vertrauensverlust der Gemeinde urc unvorsichtiges Verhalten
wurde VO lenstvorgesetzten mit ersetzung in eın Amt anderem Orte
geahndet S 551) Mangelnde Bescheidenheit hrte Zurechtweisung des
Vorgesetzten S 79) Be1l Nachlässigkeit im Amt un Leben fand eın iszipli-
narverfahren eiım Konsistorium S 525) Die uCcC des Konsistoriums
in leichteren en geschah Urc verordnete Bußübungen, eldbufsen
(S$ 125 143, 5530) Be1l einem erdac VO „groben‘“ tsvergehen wurde
die vorläufige Suspendierung VO 1enst angeordnet und eine Untersu-
chung eingeleitet. Eın weıiteres Mittel WAdrLr die Drohung mıit der Amtsenthe-
bung (S 55Z) Der Bruch des Beicht- und Amtsgeheimnisses wurde mıiıt der
Entlassung AUuUsS$s dem Amt sanktioniert (S ÖU) Nicht 1L1UI Verbrechen und
grobe Verstöfße die Kirchenordnungen un Amtspflichten, sondern
auch „argerlicher Lebenswandel“ hatten die Suspendierung VO 1enst
un eine eige des Dienstvorgesetzten bei der staatlichen Obrigkeit UT

olge (S 536)

Beispiele: „Ein Pfarrer mufs die VO\|  — einem geschickten und tugendhaften Geistlichen
erforderten Eigenschaften im vorzüglichen LAa besitzen“ ($ 319) „Aller zudringli-
hen Einmischungen in Privat- und Familienangelegenheiten mMmussen S1E sich enthal-
ten  0r S 69) „Auch die Personen, welche ihrer Familie gehören, mussen S1C e1-
HNT ordentlichen, stillen und bescheidenen Ausführung anhalten“ (S$ RA
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Im Vergleich diesem Gewicht VO Vorschriften im ALR ging die

RWKO VO  —_ 1835 schlicht mıit dem Pfarrer
AT mu mıiıt einem unbescholtenen, exempilarisch christlichen Lebenswan-
del der Gemeinde, welche ihm Aanvertrau ISt, vorleuchten, und erı den
INs un:! die Wurde eines Geistlichen behaupten“ (S

Seine ufgaben der Kirchenzucht sind Ermahnen, Warnen und Trösten, Of-
fentliche Vortrage ber ein christliches Leben halten und persönliche Seel-

üben (S 1183) Hınzu ommt SC1IN Auftrag, als Staatsbeamter die Kirchen-
buücher ren un sich gegenüber der Staatsbehörde Tantwortfen

/0)
Der Evangelische berkirchenrat uüubernahm 1550 den Ressortumfang

als ausgegliederte eilung des Ministeriums der geistlichen gelegen-
heiten für die nNnneren evangelischen Kirchensachen. Insofern gab CS einen
bruchlosen Übergang für aufende Disziplinarverfahren.®? Die KoOonsistorien
der Kirchenprovinzen WAaren VO entscheidender Bedeutung:

„Die Konsistorien sind vorzüglich dazu bestimmt, in rein-geistlicher und
wissensch:  li  er Hinsicht die allgemeine Leitung des evangelischen KIir-
chenwesens und der Schulangelegenheiten in der Provinz besorgen.“ ”©

Die Konsistorien der Provinzialkirchen hatten als erste Instanz eın umfas-
sendes Aufsichts- unı isziplinarrecht. Dies galt insbesondere gegenüber den
Geistlichen bezüglich deren geistlicher Amtsführung und ihres Lebens-
wandels Sie rließen besondere Anweisungen, Ermahnungen, Verweise un!
en Die Konsistorien konnten Disziplinaruntersuchungen einleiten un:
Verfahren durchführen Geistliche VO ihrer Amtsausübung mit deutlich
verringertem Gehalt suspendieren und unfreiwillige Emeritierungen mıit
Ruhegehalt festsetzen. Sie entschieden ber den Gottesdienst Zr Aufrecht-
erhaltung desselben in seiner Reinheit und Würde“, Beschwerden und ANn-
ragen ber Amtshandlungen (vor allem Konfirmationen und rauungen)
UrcC Pfarrer.’! Sie hatten für die Aufrechterhaltung der Kirchenzucht und
die Durchführung VO  z Visitationen VOT SUOTSECN. Der Evangelische
berkirchenrat rhielt die Rechte einer zweıten, höheren Instanz und das
Recht der allgemeinen ordnung. Dem Staatsminister verblieben die AU-
fßseren Angelegenheiten der Kirche ebäude, Kirchenbücher, ermögen).

Allerhöchster Erlass VO Juni 1850, betreffend die Grundzüge einer Gemeinde-
Ordnung für die evangelischen Kirchengemeinden der Ööstlichen Provinzen und die
Einsetzung des evangelischen Ober-Kirchenraths nebst Ressort-Reglement die CVADNSC-lische Kirchen-Verwaltung (GS, 3406), abgedruckt in Friedrich Bluhme: Codex des
Rheinischen Evangelischen Kirchenrechts, Elberfeld 1570 Danach richtete sich der
essortumfang nach der nstruktion VO Oktober 151 7/, die Allerhöchste Order
VO| 41 Dezember 18525 und die Verordnung VO| Juni 1845

Dienst-Instruktion für die Provinzialkonsistorien VO] Oktober 1817 (G5S, 257ircular-Erlasse der Königlichen Ministerien der geistlichen, Unterrichts- und Medizi-
nal-Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen, sämmtliche Oberpräsidentenund die Königlichen Consistorien, betreffend die Feststellung der Ressort-Verhält-
NISSE der GConsistorien un! der Regierungen in evangelischen Kirchen-Angelegen-heiten VO Oktober 1847 Bluhme: Codex des Rheinischen Evangelischen Kir-
chenrechts.
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Dazu wurde auch die Ernennung VO  — weltlichen Kirchenbeamten für die
Vermögensverwaltung „SOWIE die Uuf{Is1ic. ber deren tliche un sittli-
che Führung unı die damit verfassungsmässig verbundenen Disziplinarbe-
fugnisse“ “ gerechnet.

Die wachsende Unsicherheit der altpreufsischen Landes-
kirche

Im SCHNIUSS die Revolution 1848 empfand 111d);  — die „offenbar geworde-
religiöse und sittliche erwilderung uUunNnseTrTres Volkes“ als bedrohlich,

4SS 11an Ss$1C miıt einer Strengeren Kirchenzucht in den Gemeinden aufhal-
ten wollte. » Vielfach entstanden diese edanken autoritarer Adagogi AUS

dem efü der Überforderung und des Versagens der Kirche angesichts
politischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Anfechtungen. stand
auch die Absicht einer Rechristianisierung der Gesellschaft un! einer Wie-
derherstellung der alten Kirche dahinter. nfolge der rweckungsbewe-
SUNgs wurde die Wiederbelebung der Kirchenzucht verlangt. * Fast alle Kır-
chenordnungen evangelischer Landeskirchen im ahrhundert nahmen
Verfahren Disziplinierung VO Gemeindegliedern Mitwirkung der
Gemeindevertretungen auf. ”” Auch WCINN Uurc die Individualisierung un!
Pluralisierun VO  — Glaubenseinstellungen die Kirchenzucht rzunehmend 1Ns
eere lief, nahm die kirchliche Gemeinschaft mıiıt einem olchen NStICrUu-
mentarıum der Missbilligung eine klare Os1ıtiıon e1in, 4SSs für S1Ce eine UÜber.
ZCU@UNG der eine Verhaltensweise eines Kirchengliedes für unvereinbar
mıit ihrem Verständnis des Christentums sei.’©

Eın we1literer Unsicherheitsfaktor für die altpreufßsische andeskirche Wr

die Politik ihres königlichen Oberhaupts und seINES Staatsministeriums
selbst Der langfristige ren der Politik g1ing bis 191535 in Richtung ihrer
Verselbstständigung. Fın erster chritt Z Lockerung der Staat-Kirche-
Beziehung geschah Uurc Onig riedrıc. ilhelm (1795—18061, egle-
T[UNS 1840-1861) mıiıt der Verfassung VO 5A1 Januar 18550, die eine EVIS1-

der Konstitution im SCHIUSsSs die Revolution 1848 In der olge
geschah die Ausgliederung der evangelischen Abteilung AUuUS$s dem preußßsischen
Kultusministerium un Umwandlung in den „Evangelischen berkirchen-
rat  06 (EOK) Die Cr Zentralbehörde und das Kirchenrecht blieben aber
mıiıt der weltlichen Obrigkeit verbunden. //

Allerhöchster Erlass VO| Juni 1850 (GS, 346)
Uhlhorn Die Kirchenzucht nach den Grundsätzen der lutherischen Kirche,

ausftführlich Gerhard Ruhbach: Die Erweckungsbewegung und ihre kirchliche
Formatıion, Die Geschichte der Evangelischen Kirche der Union, 159-174

Christoph Link Exkommunikation. Evangelisch, in RGG 1999, 2! 1822
Ebd

Hauschild: Lehrbuch der CcChen- und Dogmengeschichte, 2’ 786
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Die Kulturkampfgesetzgebung Bismarcks nNziersc richtete

sich ZWAr in erster inıe den politischen Katholizismus Im Wind-
schatten des Kulturkampfes wirkte S1C sich aber auch auf die evangelische
Staatskirche AU:  S ESs wurde der sakulare Staat iın der Moderne gestärkt Die
IC wurde AUS Oöffentlichen ufgaben gedrängt und eine chärfere
u[fsıiıcht des Staates gestellt. /®
41 Kirchenzucht eın Gemeindeglied
Teil des politischen Programms Bismarcks ar auch die Beschränkung 1N-
nerkirchlichen Rechts. Das „Gesetz ber die Grenzen des Rechts Ge-
brauche kirchlicher Straf- un:! Zuchtmittel“ VO Mai 18373 ? beschnitt
die Möglichkeiten der Disziplinierung der Kirchenmitglieder erkennbar. ES
ZUS eine charfe Grenze zwischen dem staatlichen und dem kirchlichen
Rechtsgebiet auch für die altpreufßische Landeskirche .8° Disziplinierungs-
mittel hatten sich vollständig dem staatlichen Recht unterzuordnen. KOTr-
perliche, finanzielle der die Freiheit einschränkende Mailsnahmen
ebenso ausgeschlossen w1IeE die Verletzung des bürgerlichen sehens UTIC
die OÖffentliche Bekanntmachung VO innerkirchlichen Sanktionen. Mit dem
„Gesetz, betreffend den Austritt AdUus$s der Kirche“ VO Maıi 18373 1 wurde
ein modernes kostengünstiges Austrittsrecht jedes Kirchenmitgliedes hne
1  in  ng der betroffenen Religionsgemeinschaft geSC  en, indem MNUr
och die Abgabe einer Austrittserklärung eim Amtsrichter erfor-
derlich Wd  — Es stand in einer gewissen logischen olge des Toleranz-Edikts
VO 184782 das die Ziviltrauung für Dissidenten und den Kirchenaustritt
VOT dem Amtsrichter im ehemals nichtfranzösischen Teil Preufsens einführ-

Markant das preußische esetz VO Marz 1874° bzw. das Reichs-
DESETZ ber die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung
VO Februar 18575 Das staatliche Personenstandswesen anstelle der Kir-
chenbücher ntband die Pfarrer VO  ©n wesentlichen Funktionen eines Staats-
beamten. Die evangelische Kirchenleitung egte heftigen Protest die-
SCS Gesetzesvorhaben eın und sah in ihm einen Beitrag ZUIE Entchristli-

Vgl eb! 813 und vgl Gerhard DBesier: Der Kulturkampf in Preulsen und die Lan-
deskirche, in Die Geschichte der Evangelischen IC der Union, 208
G: 205

1
Uhlhorn: Die Kirchenzucht nach den Grundsätzen der lutherischen Kirche,207
die Verordnung, betreffend die Geburten, Heirathen und Sterbefälle, deren bür-

gerliche Beglaubigung durch die Urtsgerichte erfolgen MUu: VO: Marz 1847, G 9125
Das preußsische Gesetz galt nicht für die rheinischen Gebiete mıit französischem
( ESs Wäarcen zunächst die Vorschriften VO|  = 114 UuSa: RWKO VO| 1835maißgebend. Dadurch tirat ine unhaltbare rechtliche Uneinheitlichkeit nner' E 1-
NeTr Kirchenprovinz e1InN; vgl Evangelisches Zentralarchi Berlin (EZA),
node 1879
Entwurtf eines Kirchengesetzes betreffend die Trauungsordnung für die Generalsy-



274 Lothar Weifs

chung der Gesellsc ach dem laizistischen o  e WAar 1e€ die
Zahl der Kirchenaustritte ering, aber die Zahl der Taufen un kirchlichen
Irauungen sank stark ©° Der Evangelische berkirchenrat (EOK) sah sich
veranlasst, der Ordentlichen Generalsynode 1579 den Entwurtf einer
lichen Trauungsordnung Beschlussfassung vorzulegen miıt der Begrun-
dung DiIie Ehe SC 1

eın Stück der bürgerlichen Ordnung. Hat die CNrıistliıche Kirche
ihre Glieder se1it den aıltesten Zeiten das Verlangen gestellt, hre hen

nicht hne kirchliche Weihe beginnen, hat S1C doch in dem inzutrı
der entsprechenden kirchlichen andlung dem Eheschlieisungsakte N:  z
die Begründung der Ehe erblickt.‘“ 8°

Der kirchliche Anspruch tzte sich auf die religiös-sittliche edeutung der
Ehe unabhängi: VO der recCc  iıchen Das „Kirchengesetz, betreffend die
Trauungs-Ordnung‘“ VO Juli 188087 bot eine detaillierte egelung des
Gemeindelebens in Ehesachen und begann mıiıt der obligatorischen Vorla-
SC der standesamtlichen Bescheinigung ber die bürgerliche Eheschliefsung.
Die kirchliche TITrauung soll sich unverzüglic anscC  1eisen Als 1C
ichten wurden definiert: 99  on einer Eheschliefisung abzusehen, für wel-
che die Trauung AUS kirchlichen Gründen versagt werden mufs  66 und „n
die enelıche Lebensgemeinschaft VOL erfolgter Trauung nicht einzutreten  6
(S Z eiıne chliche Trauung erhielten Eheschließungen zwischen CHhris-
ten un Nichtchristen, Geschiedenen „wenn deren Schliefßsung VO den
zuständigen Organen auf dem TUnN! des Ortes es ach gemeıiner
uslegung der evangelischen Kirchen als süundhaft erklärt WI  C un Per-

welchen als Verächtern des christlichen auDens der laster-
haften Wandels der WCSBCN verschuldeter Scheidung der früheren Ehe O-
der ihres Verhaltens ezüglic der Eingehung der Ehe der Segen der
Irauung hne Aergernifs nicht ertheilt werden kann“,

SOWI1E zwischen konfessionsverschiedenen Ehepartnern, der vangeli-
sche vorab eine römisch-katholische der eine anderschristliche Erziehung
der künftigen Kinder hat (S 12) Im der Ablehnung der
kirchlichen Irauung1r den Geistlichen ist in der ersten Instanz das VO-
{u des Gemeindevorstandes (Presbyteriums) einzuholen. Der Vorstand
des Kirchenkreises entscheidet in zweıter Instanz egen diesen Beschluss
en die Verfahrensbeteiligten das Recht der Beschwerde eiım Provinzi-
alkonsistorium. Das Provinzialkonsistorium entscheidet, gegebenenfalls g -
einsam mıit dem Provinzialsynodalvorstand, endgültig.

Besier: Der Kulturkamp in Preufßen und die Landeskirche, 210
Hauyuschild: Lehrbuch der Kirchen- und Dogmengeschichte, 2’ 815

Entwurf Kirchengesetz, betreffend die Trauungsordnung für die Erste OI-
dentliche eneralsynode 1879
Kirchliches tsblatt des Königlichen Consistoriums der Rhein-Provinz, (1881)
Nr. 1’9
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Im SCHIUSS aran wurde der Ordentlichen Generalsynode 1579 der

Entwurf eines Kirchengesetzes „betreffend die Verletzung kirchlicher Pflich
ten in Bezug auf aufe, Konfirmation un:! Trauung‘“ vorgelegt.®® ES gab e1-

einflussreiche ewegung Revitalisierung der Kirchenzucht nicht Nur
AUuUS den beiden preufßischen Westprovinzen, die RWKO VO  s 18535 als
unvollkommen empfunden wurde * Auf die tradierte „Hilfe“ des Staates für
eine bestimmte Ordnung konnte die Landeskirchenleitung nicht mehr SCTI-
Z  P

„Die wurden nicht selten, in größeren Stadten ahlreich, in wel-chen Kirchenmitglieder ihre Kinder nicht taufen der ihre hen nicht ein-
SCeNCN ließen Hierdurch wurde CS ringen nothwendig, die Gemein-de-Kirchenräthe leitende Vorschriften erhalten, ach gleichmäßigen rund-satzen der Auflösung kirchlicher und Ordnung wehren.‘?9

Der EOK sah im Entwurf des Kirchengesetzes eın geeignetes Mittel „ZUumSchutz der bereits erheblich gefaährdeten kirchlichen Sitte“, mit welchem
auch die Gemeindeleitungen wieder „christliche Gesinnung un! Sitte Urc
besonnene wendung‘ der Kirchenzucht befördern könnten.?! Das Chen-
{IZ VO Juli 185580 wurde als allgemeine rundlage der Kirchenzucht
in Preufßen verstanden. Bezüglich seiner Durchführbarkeit 1e INa  z skep-tisch Die Feststellung VOoO stichhaltigen Tatsachen im Kampf die ka-
tholische Kirche, Sekten und SOozialdemokraten SOWI1E ZUrFr Bekämpfung VO
Unsitte SC 1 eben schr schwierig. Dies galt auch für Forderungen Vo  - Pro-
vinzialsynoden ach Kirchenzucht für das sich greifende „Duellwesen“,weil S Uurc seEINeE nkaufnahme des es JCInNe bewußte Nichtachtunggöttlicher Gebote enthalte‘‘.°?2 Das Kirchengesetz VO Juli 1880 > bot
eine klare Rangfolge ber die Mafisnahmen der Kirchenzucht gegenüber den
Gemeindegliedern. Bei Versaäumnissen „kirchliche Pflichten“ (Taufe,Konfirmation, Trauung) sollten ZUeTrSsLT seelsorgliche Mittel eingesetzt werden:
Zuspruch des Geistlichen un:! freundliche, Ernste Ermahnung eines oder meh-

Presbyter (S 1) Als nächste ule wurde das Gemeindeglied schrift-
lich aufgefordert, die andlung innerhal einer TISt nachzuho-
len und mıiıt den Folgen weıterer Verweigerung gedroht (S Z Nun
die übergeordneten Behörden zustandig. Es drohte der Verlust des Rechts
auf Taufpatenschaft un! des aktiven un:! passıven ahlrechtes bei beharr-
er Taufverweigerung, der Abgabe VONn Erziehungsversprechen für alle sSEINE
Kinder gegenüber einer anderen Religionsgemeinschaft der einer Ehe-
schließung, für die eine kirchliche Trauung unmöglic 1St (S$ 4, D, 7) ine
Exkommunikation VO endmahl chloss sich d WCNnNn eın Öffentliches Ar-

Ebd
Ebd

“l Ebd
Denkschrift des EOK, Anlage ordentlichen eneralsynode 1897Kirchengesetz, treffend die Verletzung kirchlicher Pflichten in Bezug auf aufe, COon-firmation un: Trauung VO| Juli 1880, Kirchliches Amtsblatt des Königlichen (CONn:Sistoriums der Rhein-Provinz, (1880)y
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gernis befürchtet wurde (S 12) ilfe, die ZUr Nichterfüllung „kirchlicher
Pflichten“ führte, wurde ebentfalls geahndet Wurden die „kirchlichen
Pflichten‘‘ nachträglicewurden auf Antrag des Betroffenen die ucht-
mafißsnahmen aufgehoben S 9) ngetaufte Kinder bis Zzu Konfirmandenal-
ter konnten aber auf Wunsch der Eltern Sn ea  1C bestattet werden, aller-
ings mıit einer inschränkung gegenüber der ichen Praxıs ES gab kei-
1ICIH Anspruch auf geistliche Begleitung und „die kirchlichen Ehren bei
der Beerdigung olcher Kinder, welche UTrCc die Schuld der Eltern ung«cC-
tauft geblieben sind, l (S 14)

Die orgaben UuUrc dieses Kirchengesetz erfuhren Urc anschließen-
de Erlasse eine deutliche Verschärfung. Der Erlass des NNneNMNIStETS
alle ehorden VO 51 Juli 1550, welcher Urc die Überleitung des EO  r

innerkirchlichem Recht wurde, drückte die Überzeugung AUS, dass die
energische nterbringung „verwahrloster Kinder“ eın „Schutzmittel die
erschreckende Zunahme des Verbrecherthums“ sCe1 Hıerzu wurden die Pfarrer

Amtshilfspersonen gemacht un:! mit den orten ‚Volkswohl“ un! „sittli-
che ewahrung und Hebung esjenigen Theils des heranwachsenen Ge-
schlechts, welcher verkommen würde‘ ruck geESETZL, „mıit E1-
fer jede ihnen sich darbietende Gelegenheit“ ZuUur Beförderung dieses Pro-
Je. beizutragen. Die Kirchenleitung bekräftigte gegenüber den Pfarrern
mit „beängstigenden Zahlen“, ob in „ernster Selbstprüfung“ bisher es
otwendige worden sel, „UmMm den sechr sich mehrenden erge-
hungen un! Verbrechen Uurc ihren auf die rziehung der Jugend

egegnen‘  . Von den Pfarrern wurde verlangt, Kinder AUS „Schichten der
Bevölkerung, AuS$s denen die Strafanstalten sich vorzugsweilse rekrutiren“
bei den staatlichen ehorden zwecks einer „Zwangserziehung‘“ denun-
zieren Als verstärkendes Argument wurde och die Entlastung des Pfarr-
amftes bei der Seelsorge angeführt.?*

elche Furcht in der evangelischen Landeskirche der Bismarck-
schen Zivilstandsgesetzgebung vorhanden WAÄdLl, spiegelt sich im Erlass des
Evangelischen berkirchenrats VO Oktober 1880 wider. in ihm wird
eın Zusammenhang zwischen der Einschulung un:! einer nachdrücklichen
Aufforderun ZULFC 4ufe bisher nichtgetaufter Kinder konstruiert. Miıt der
Al so versucht werden,

die Herstellung der erschütterten kirchlichen Ordnung und her-
eizuführen, insbesondere in größeren Stadten und industriellen Gebieten,

eiche Unterlassungen der Taufe nicht sowchl AUS der überlegte Ab-
sicht hervorgegangen sind, die Familie völlig VO  — dem Zusammenhange mıiıt
der chen Gemeinschaft ennen, als AUS geistlicher Indolenz, Scheu
VOLr den mıit der Taufe verbundenen Ausgaben der verkehrter Auffassung der
Bedeutung des Civilstandsgesetzes‘“.””

Kirchliches Amtsblatt des Königlichen Consistoriums der Rhein-Provinz, A (18530),
Nr 21 86-90

' Erlass des EO  R Nr. 4336 das Konsistorium Koblenz VO aD-
gedruckt in Kirchliches Amtsblatt des Königlichen Consistoriums der Rhein-Provinz,
71 (18380), Nr 21
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ESs wurde eine Zusammenarbeit der chulen und Schulbehörden mıiıt den
Pfarrern Die Eltern des Ungetauften Uussten sich auf intensive Ge-
spräche mit dem Pfarrer un:! den Gemeindeältesten einstellen. diese be-
hördlichen Aktionen, der sozialpolitisch engagıierte konservativ-lutheri-
sche Pastor rıiıearıic Uhlhorn?® (1860-1937) im Jahr 1901, en wen1g

]a in der That die gegenwartige Kirchenzucht schon Sanz überwiegenddie unteren Stande trifft, wird in ihnen das bestärkt, als ‚groberöbel‘, WI1E die alten Kirchenordnungen dBCNH, behandelt werden; die
Erziehung wird also bei ihnen nichts fruchten .“ ?7

Furcht als Erziehungsmittel SC 1 schlecht und habe nicht mehr Wert als DC>-richtliche Strafen.?® Uhlhorn beklagte die Einseitigkeit des Vollzugs der Kir-
chenzucht, die sich auf die Übertreter des Gebots (Du sollst nicht ehe-
brechen) un:!erkonzentriere,

als ob S1E vornehmlich schwere Sunden waren die alle anderen
gering achten sSind. Ehe 1er nicht eın entschiedener ande eintritt, ist
VO  — der Kirchenzuchtsbewegung gut WwWI1Ie nichts erwarten.‘?”?

Er sah UrC| S1E das Fundament der utherischen Volkskirche gefährdet: „Das
sind les unevangelische, Ja phantastische Pläne, die einer wiedertäufe-
rischen Secte ren  C6 100

42 Disziplinarverfahren einen Amtsinhaber
Auch ach der Verselbstständigung der kirchlichen Leitung Urc den EO  _
blieben die Geistlichen CNS mıit dem staatlichen Disziplinarrecht verbun-
den Das staatliche „Gesetz, betreffend die Dienstvergehen der nicht rich-
terlichen Beamten, die Versetzung derselben auf eine andere Stelle der
in den Ruhestand“ VO Juli 1852 101 wurde 1im kirchlichen Bereich
gewendet. ESs sah für Disziplinarstrafen ZWEeI verschiedene Arten VO  - Als
„Ordnungsstrafen“ wurden in der Rangfolge Warnung, erwels, Geldbuße
un für untere Bedienstete Arreststrafe vorgesehen. DIie schärfere „Entfer-
NUunNg AuUSs dem Amte‘“ beinhaltete die Versetzung in eın anderes Amt VO  -
gleichem KRang bei gleichzeitiger inderung des Diensteinkommens der
Verlust des Anspruchs auf Umzugskostenerstattung. Die schärfste Form
der Disziplinierung WAar die Dienstentlassung, die den Verlust des Titels un:!
der Pensionsansprüche ach sich ZO2

Das preufßsische Gesetz ber die Cchliche Disziplinargewalt VO Maı
1875 102 eın Kind des Kulturkampfes. Es griff in die Souveranität nicht
11UTr der katholischen Kirche, sondern auch der evangelischen Landeskirche

Online-Kurzbiographie: http://www.bbkl.de/lexikon/bbkl-artikel.php?wt= L& art
Uh-Ul/uhlhorn f.art (Abruf: 02.03.2015).Uhlhorn: Die Kirchenzucht nach den Grundsätzen der lutherischen Kirche,Ebd.,

100
Ebd.,

101
Ebd  9
G 9 465

102 G 9 19385
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tief eın ugleic brachte CS eine Verrechtlichung der Disziplinarverfahren
analog ZU staatlichen Recht Der unfreiwilligen Entfernung AUS$S dem Amte
MUSSIfEe zwingend eın geordneter Prozess vorausgehen S Z 1ese un
ere schwerere en ussien mıit egründung dem zuständigen ber-
präsidenten mitgeteilt werden (S 1eser hrte die Rechtsaufsicht. iıne
Berufung das ICel einer Disziplinarstrafe erfolgte eiım
Aal 10) Der AAa konnte die Kirche ruck setzen, einen
ihm nicht genehmen Geistlichen eın kirchliches Disziplinarverfahren EINZU-
leiten (S 24) Als justizielles nNnstrument stand der „Königliche Gerichtsho:
für kirchliche Angelegenheiten“ Verfügung (S 52) dieser Lage anderte
sich nichts ach der eendigung des Kulturkampfes.

Im Zuge der Abmilderung der staatlichen Kulturkampfgesetze wurde für
die altpreufsische Landeskirche das „Kirchengesetz, betreffend die 1enst-
vergehen der Kirchenbeamten un! die unfreiwillige ersetzung derselben
ın den Ruhestand“ VO Juli 1886 in gesetzt. *”” ES betraf geistliche
und nichtgeistliche Kirchenbeamte. Nicht 1im 1C ehrenamtliche
Presbyter, Gemeindevertreter und Mitglieder der Synoden S 1) 1C  er-
letzung im 1enst galt als „Dienstvergehen“. eringere Ordnungswidrigkei-
ten un:! Verstöfße die des Amts zunächst die Mahnung
des Vorgesetzten ach sich (S 2 Haftstrafen un die Aberkennung bürger-
licher Ehrenrechte und öffentlicher Amter Urc eın staatliches Strafgericht
hatten automatisch eın Disziplinarverfahren in der Kirche ZULC olge (S
Als Disziplinarstrafen wurden Ordnungss n un! annn die ntfernung AUS

dem Kirchenamt festgelegt (S Konsistorium un:! EO konnten das DIS-
ziplinarverfahren einleiten (S 18) ine vorläufige Dienstenthebung (DSus-
pension) eines Kirchenbeamten mit dem Verlust des halben Diensteinkom:-
MMCNS möglich (S$ Die erste Instanz bildete das KOonsistorium
der Provınz (S 19) Die Mitglieder des Provinzialsynodalvorstandes wurden
insbesondere bei eriIahren rriehre inzugezogen ($ 22) Der An-
geschuldigte konnte einen Rechtsanwalt als Verteidiger einsetzen Das SOn-
derrecht der RWKO VO  — 1835 1e in ach dem die Suspension auch
als Disziplinarstrafe eingesetzt un! der Moderamen der Kreissynode Ver-
WwWe1se erteilen konnte (S 59) Das erufungsverfahren eine iszipli-
narentscheidung des Konsistoriums fand VOTLFr dem EO S 55) Er Wr

usdrücklich unabhängig VO Konsistorium S 34) Be1l einer Berufung hatte
der Angeschuldigte einen gewIissen utz VOT dem siko höherer Strafen
Im eines Freispruchs, einer Warnung der eines erwe1lises des Kon-
S1iStOr1ums konnte der EO nicht mehr die Hoöchststrafe Dienstentlassung VCI-

hängen ($

105 Kirchliches Amtsblatt des Königlichen Consistoriums der Rhein-Provinz, (1886)
Nr 1 ’y
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4.3 Lehrbeanstandung einen Geistlichen
Die Konferenz VO Konsistorialpräsidenten un! Generalsuperintendenten
beschloss und Mai 1572 Grundsätze für eın Disziplinarverfahren
mıit dem Ziel der Entfernung AdUus dem Lehrabweichungen: be.
harrlicher fundamentaler Widerspruch rundlage des evangelischen Glau-
bens, Erregung der Kirchengemeinde Urc die Lehre Das rteil
SOo. die SAdNZC Persönlichkeit des Beschuldigten, sSeEINE bisherige Amtsführungun:! das Verhältnis ZUrFr Gemeinde berücksichtigen. In die Entscheidung OSS
auch die der Außerung einer abweichenden Meinung VO orthodoxen
Glauben ein, „welche das kirchliche Bewulfstsein der das sittliche
verletzte der nicht‘“ 194 Das Kirchengesetz VO Juli 1886 ber die 1eNst-
vergehen der Kirchenbeamten un ihre unfreiwillige Versetzung in den Ruhe-
stand wurde bis 1910 auch auf der Lehrbeanstandung angewandt. !°

Die wachsenden theologischen Konflikte in der Landeskirche zwischen
der altprotestantischen Lehre und der historisch-kritischen Schule fanden

ihren Ausdruck 1M SOg  ten Apostolikumstreit ab dem etzten
Drittel des Jahrhunderts. Liberale Theologen stellten die Bindung der
Landeskirche die altkirchlichen Bekenntnisse in Frage. In ihrem Fokus
standen die Jungfrauengeburt und die Höllenfahrt Jesu Der zwingendedauerhafte Einsatz des postolikums Gottesdienst eın weıiterer KrI1-
tikpunkt. 1° Die Zahl der Lehrbeanstandungsverfahren und der Amtsenthe-
bungen im Rahmen des Disziplinarrechts stieg steil an. 107 rst in diesem
usammenhang kam CS Initiativen, das Disziplinarrecht VO den Pro-
blemen der Lehre und der Verkündigung der Pfarrer in den Gemeinden
tTennen Unter ihnen der politisch engagierte evangelische Staats-,Straf- un Kirchenrechtler Wilhelm Kahl (1849-1932) heraus, der CS VCTI-
stand, einen logischen Bruch zwischen der Missbilligung einer Überzeu-
SUuNg un:! einem amtswidrigen er  ten formulieren 198 Ihm kam auf
die Ausgestaltung der Lehrbeanstandung als objektives Feststellungsverfah-
I  z hne die Elemente Schuld und Strafe Es sollte im Lehrbeanstan-
dungsverfahren eın dUSSCWOZgECNES rgebnis zwischen dem Recht der Kir-
che auf Erhalt der ehrgemeinschaft und dem Recht des Geistlichen auf
Lehrfreiheit erzielt werden .1° Ein olches Lehrbeanstandungsgesetz onn-

aber seiNeEe faktische Näh: Disziplinarrecht nicht verbergen, insbe-
104 Zitiert nach: Wilfried Härle Heinrich Leipold Hg.) Lehrfreiheit und Lehrbeanstan-dung (Reader Theologie. Basiswissen-Querschnitte-Perspektiven), Kirchenrecht-
105

liche Dokumente, Gütersloh 1985,
Wilhelm Hüffmeier: Lehramt Lehrbeanstandung. Evangelisch, in 92,3)106

107 Ebd.,
Wilfried Häaärle in Lehrftfreiheit und Lehrbeanstandung,

108 Klaus Achenbach Kal Wilhelm, in Neue Deutsche Biographie DB) 11
109

1f; http://www.deutsche-biographie.de/sfz3948 html ruf: 24.02.2015).Härle in Lehrftfreiheit und Lehrbeanstandung, Theologische Texte, 115:;Eckhard Lessing; Das Lehrbeanstandungsgesetz VO  - 1910 (SOg Irrlehregesetz), inDie Geschichte der Evangelischen IC} der Union. Ein Handbuch, 2) 401-408
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sondere ezüglic der negatıven Folgen für die Amtsausübung des Geistli-
chen bei einer festgestellten lehrmäßigen Unvereinbarkeit mit der Kirche
In einem olchen Fall wurden die Ordinationsrechte CNTIZOLEN. Aus rechts-
politischer 1C WAr die abgetrennte Lehrbeanstandung eın Fortschritt.
Bisher hatte CS eine Vermengung VO  - beamtenrechtlichen Konflikten mit

theologischen Fragen gegeben Nun wurden die Grenzen der eologi-
schen Toleranz und hre Überschreitung in einem gesondert ausgestalteten
Prozess auf der höchsten Ebene der Kirchenleitung in Berlin verhandelt
Das „Spruchkollegium für kirchliche Lehrangelegenheiten“ S5117 des
EOK Wr eın Gericht im herkömmlichen inne Seine fein austarierte Zu-
ammensetzun ist ein uster, die FEFlemente des landesherrlichen KIr-

chenregiments miıt der erfolgreichen Synodenbewegung im Jahrhun-
dert zusammenzubinden. Das „Kirchengesetz, betreffend das erfahren bei
Beanstandung der Lehre VO Geistlichen“ VO Marz 1910 Z21ing mMit dem
Etikett „Irrlehregesetz“ in die Geschichte eın ugleic Wr s eın OÖhe-
un! Schlusspunkt der errechtlichung kirchlicher Disziplinierungsmafsnah-
111C in der preußischen Oonarchie. Das Irrlehregesetz wurde Zzu Vorbild
für hnliche Ordnungen für eine Lehrbeanstandung. **“ Die erreichte Aus-
differenzierung des Kirchenrechts hat och heute Bestand. Vorbild Wr der
Strafprozess VOT dem staatlichen Gericht. Allerdings fehlte die Offentlichkeit
im kirchlichen eriIahren Während die Betroffenen VO Disziplinierungs-
mafßnahmen in der ersten alfte des Jahrhunderts eher rudimentäre
der unbeholfen formulierte Rechtsbehelfe hatten, aufßerte sich der Fort-
schritt in zunehmend klaren Formulierungen mit Fristen un! 1im ‚wang

Schriftlichkei un! gründung bei einer disziplinarischen Verurteilung,
aber auch im strukturierten Beschwerde- der erufungsweg

Disziplinierung in der TAax1ls

5[ Kirchenzucht eın Gemeindeglied
In der Anlage werden reı Beispiele der Praxıs VO Kirchenzucht 11-
ber Gemeindegliedern in der Provinz Westfalen Ende des „langen“

Jahrhunderts vorgestellt. S1ie einhalten den Ausschluss VO! enadma.
un:! die ehnung einer kirchlichen Irauung ach einer standesamtlichen
Wiederverheiratung. Das forsche orgehen des Pfarrers un:! der res  er

die Teilnahme einer unverheirateten offensichtlic schwangeren Frau
wird VO zuständigen Konsistorium mıit einer gewissen Distanz gesehen
Einerseits sah n die uneheliche Zeugung eines Kindes als „sündhaft“ un
den MOMeEeNntLane Ausschluss VO enadm a des verbundenen Öf-
fentlichen Argernisses als gerechtfertigt Andererseits bemühte sich das
OnNsSISstoriıum eine Begrenzung des on auf einNe€e Einzelfallent-
scheidung Wahrung des Ansehens des Pfarrers. DIie dienstliche Auf-

110 Hüffmeier: Lehramt, Lehrbeanstandung. Evangelisch,
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lage den betreffenen Pfarrer das seelsorgliche espräc. MItL
der betroffenen Frau suchen entsprach dem ersten probaten un mil-
desten Mittel der Kirchenzucht

Offensichtlich wurde die Handhabung kirchlichen 1TAaU-
UunNng ach standesamtlichen Wiederverheiratung gesehen Erschwe-
rend kam die Tatsache Seitensprungs 1NZu Wirtschaftliche Not Wr
keine Rechtfertigung für C1NEC kirchlich erlaubte Ehescheidung Hier bestä-

das KOnNsIistorium die Verweigerung kirchlichen Trauung
des vorherigen Verhaltens

Das „schlaue Verhalten emeindegliedes welches C1NC Katholikin
heiraten wollte hatte für ihn den Verlust des kirchlichen Wahlrechts un! des
Taufpatenamts Zur olge Bemerkenswert der Reaktion des Pfarrers der
Gemeindeleitung der Aufsicht Wr aber nicht die unterschwellige
Distanz zur allgemein kritisch gesehenen Mischehe sondern die pragmatı-
sche Zusammenarbeit MIt dem katholischen Geistlichen VOT ach dem
Kulturkampf Auch Wr die eıit des Ööffentlichen Prangers Fall Ar-
SCIMISSCS der Gemeinde vorbei Das Konsistorium ahm eın Blatt VOT den
Mund die rufschädigende Offentlichkeit der Kirchenzucht gegenüber dem
Einzelnen Z} missbilligen Wıe Fall der schwangeren Frau wurde auch
jer Wert auf des Betroffenen gelegt DIie Rückkehr die lau-
bensgemeinschaft sollte gesichtswahrend geschehen inem überzogenen
Verständnis „Gemeinde der eiligen“ wurden CNSC Grenzen gESECLTIZL

Disziplinarverfahren Amtsinhaber
In der age werden fünf Fälle der nwendung des Disziplinarrechts für
Geistliche der Rheinprovinz dokumentiert die der Zweıten alfte der
1840erTe eingeleitet wurden. Das Spektrum der untersuchten Vorwur-
fe reichte VO klassischen Fall Verstoßes die Weisungsgebun-
denheit Untergebenen ber Fall mıiıt Übergang Zur Kir-
chenzucht bei Gemeindegliedern, strafrechtlich relevanten Betrugs-
fall bis Fall politischen Strafrechts der eıit der Reaktion. DiIie
Untersuchungen wurden en Fällen VO mindestens Volljuristen
Aaus der staatlichen ustız der Verwaltung durchgeführt DIie Verfahren die-
SCT Fälle dauerten unterschiedlich ange un! wurden der eIe berz
Instanzen geführt Bezüglich der Urteilsfindung IST die Unabhängigkeit der
Instanzen voneinander auffallend Die Instanz bewertete en Fällen

Pfarrstelleninhabers die Vorgange rasch der Strafkategorie
„Entfernung AUuSs dem Amte‘“ davon Zzweimal auf die schärfste Strafe ‚Amts
enthebung‘“ DIie oberste Kirchenbehörde als Nnstanz milderte die Urteile

len Fällen ab un differenzierte staärker als die Vorinstanz Im Falle des
öffentlichen Argernisses 1in Alkoholkonsum wurde die Strafe eut-
lichsten VO Strafversetzung N mittelschweren Ordnungsstrafe
abgesenkt



532 Lothar Weifs

Lehrbeanstandung einen Geistlichen

Der bekannteste Fall einer Lehrbeanstandung ach dem ‚Irrleh-
regesetz“ VO 1910 das Verfahren den Kölner Pfarrer Carl l Wil-
helm (185 1—-1915) aWr der Naturphilosophie Goethes ZUBC-
wandt un ertrat eın subjektivistisches Verständnis VO Religion un! Jlau-
be Christologische Dogmen, W1eEe S1Ce 1im Apostolikum enthalten sind,
lehnte ab ESUS für ihn eın ethisches Vorbild Er atte sich €eOlO-
SisC mıit pantheistischen Vorstellungen un dem ONISMUS angefreundet.
rste Beanstandungen gab CS bereits ab 1905 In seiner Gemeinde kam CS

schweren Kontflikten In Köln atte Jatho eine orolßse ängerschaft. 1907
drohte das Konsistorium mıit Disziplinarmaisnahmen mıit dem Ziel der Amts-
enthebung. ach Beschwerden AUsS$s der Gemeinde wurde 1911 das Lehr-
beanstandungsverfahren eingeleitet. wurde in einem Verfahren ach
dem Irrlehregesetz 1911 VO der ehrheıit des Spruchkollegiums für UNSC-
eignet für den 1enst in der Kirche befunden und sEeEiNES Amts enthoben. 111

ach Kontflikten mıiıt seINer Kirchenbehörde ber seEINE iberale Theologie
un sozialpolitischen Positionen wurde 1912 einer VO  - athos Verteidigern,
der Dortmunder Pfarrer Gottfried Tau (1869-1956), einem iszipli-
narverfahren seEINES Amts enthoben. Dazu verlor SE1INE Pensionsanspru-
che un das Recht der Führung des Pfarrertitels.11%

Schlussbemerkungen
Be1l historischen un! juristischen Vergleichen zwischen den CVAdll-

gelischen Landeskirchen in einland un! Westfalen einerse1its un:! des Bun-
des Freier evangelischer Gemeinden mıit Sitz 1im westfälischen Witten wird
eutliıc Der des Entstehens der FeG im Wupperta eın

des „ ZU  S der hne eıteres auch woanders atte se1in können.
Hier gab die wirtschaftlich-sozialen un! gesellschaftlichen Voraussetzungen
eines emanzıplerten Burgertums Zugleich WAAIiCH die Voraussetzungen für
die Entstehung fre  rchlicher Gemeinden gunstig Die rüderbewegung
un der Baptısmus fanden Zuspruch Mit der Erweckungsbewegung wurde
die rundlage gelegt Die FeG ın Deutschlan: wurde im Jahr 1854
VO Kaufmann ermann Heinrich Grafe (1818-18069) un seinen AauDens-
ern 1imM rheinischen gegründet Dies geschah [1UTE wenige Jah

ach dem Inkrafttreten der Preufsischen erfassung VO  - 18550 mıit mehr
Selbstverwaltungsrechten der Religionsgemeinschaften. Die landeskirchli-
che RWKO WAar eın naheliegender Bezugspunk: für die Gründergeneration
111 Härle in Le  e1iheıit unı Lehrbeanstandung, Theologische Texte, 116; SieQ-

fried ultner: Carl Wilhelm Jatho Der rediger VO  - öln In Selbstzeugnissen und
Bilddokumenten, OÖln 1999; Kurzbiographie: Hans Hohlwein: atho, Carı in Neue
Deutsche iographie (1974), 367; http://www.deutsche-biographie.de/pn
d117088382.html (Abruf: 24.02.2015).

112 'orbert Friedrich: Gottfried Iraub eın sozialliberaler Pfarrer in Dortmund, http://
www.kirche-im-ruhrgebiet.de/KIR/0303%20Gottfried% 20 Traub.pdf (Ab! 24.02
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der Freien evangelischen Gemeinden. Sie kam AusSs einem reformierten
Hintergrund. Das Modell der „Gemeinde der Heiligen“ einschliefsli: KIr-
chenzucht schien eın ragfähiger TUnNn! für S1e seıin Allerdings erkann-
ten S1C auch die chwache der Verquickung mit dem landesherrlichen KIır-
chenregiment. Sie sahen auch die ErOoOsion der Kirche und des Christe 11-

{ums in der eıt der Revolutionen, der Industrialisierung und Pluralisie-
IUNS un!| fürchteten die Entchristlichung der Industrielands UrcCc
die marxistische Weltanschauung. Sie erlebten eine evangelische Landes-
rche, die zunehmend in Widerspruch ihrer eiıgenen Verkündigung g -
riet un bei der Seelsorge un:! erkündigung der wachsenden Arbei-
erschaft Prekär für S1C sicherlich, dass die Gesellschaftsliehre
und Theorie der politischen Okonomie des Marx1ismus eın Fundamental-
angri auf die gegebene Ordnung WAÄrL. welcher VO Industriellensohn
TIEATIC Engels (1520-1895) AUS armen MAaSS1IV unterstutzt wurde. Inso-
fern kann 1114n die Freien evangelischen Gemeinden auch als tradierte VWerte
bewahrende Bürgerbewegung verstehen.

Dem universalistischen Verstäiändnis VO Territorialkirche stellten S1e ein
Verständnis VO Freiwilligkeitsgemeinde gegenüber. Das behördenmäßige
esen evangelisch-landeskirchlicher Kirchlichkei fand sSE1INE Alternative iın
einer vereinsartıg organısierten Gemeinde. Dies edingte auch den Erhalt
der Ordnung des Gemeindelebens un der Reinheit der Lehre UrcCc eine
ucCcC VOL Zeitgenössische Moralvorstellungen un Rollenverständnis-

wI1e auch vorherrschende Erziehungsmodelle wirkten eichmäßig auf die
ndeskirche un! die FeG eın Es gibt hinter der groben Einteilung in CVAml-

gelische Landes- un:! Freikirchen eine beachtliche Schnittmenge. Die „selbst-
ständigen‘“ Gemeinden BFeG en nicht unverbunden nebeneinander,
sind aber auch keine unselbstständigen Filialen der Bundesleitung. Die
Kirchengemeinden der rheinischen Landeskirche sind natürlich wesentlich

miteinander un mit der Kirchenleitung verbunden. Aber die Selbst-
ständigkeit der rheinischen Gemeinden Ist für landes  chliche Verhältnisse
überdurchschnittlich grolis, das Selbstbewusstsein ursprünglich reformierter
der erweckter nicht weniıger. Sie en die Kirchensteuerhoheit, nicht die
Zentrale in Düsseldorf. Auch sind S1CE Anstellungskörperschaft vieler Ar-
e1its VO der Reinigungskraft bis ZUuU Diakon ESs gilt, hnlich w1e bei
den FeG, der Grundsatz der freien astoren- bzw. arrerwanl, auch WCNN

sich, sechr störend, die Personalpolitik der Kirchenleitung eın Berufungs-
recht 1im Wechsel mıiıt der freien Wahl der Presbyterien VOrDe Aber auch
bei landeskirchlichen Berufungen werden die Presbyterien ihre Me1-
NUNg gebeten „Anweisungen“ werden nicht chnell erteilt, viel mehr sol-
len die Superintendenten und Kreissynodalvorstände TODIemMme VOLT

geln
Bezüglich der Kirchenzucht Gemeindeglieder gibt SECIT den

1990er Jahren Abweichungen zwischen der rheinischen Landeskirche un
den FeG Sie entstanden UrC| die unterschiedlich starken theologischen StrÖ-
IMUNSCH<. Die Kirchenzucht wird kritisch gesehen Sie SC 1 eın gee1ignetes
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Mittel esserung eines Menschen der CL  ng der Kirche, viel-
mehr bestärkt S1e NUr die tradierte Identität der Kirche „Die Kirchenzucht
sollte nicht mehr als eın Ausnahmehandeln der Kirche se1n, die ultima Cat0
ecclesiae.‘“ 1 DIie rheinische Landessynode vollzog 1996 einen Bruch mit
der Tradition protestantischer Kirchenzucht, indem S1C die entsprechenden
Artikel der Kirchenordnung ersatzlos strich.11* Nun gibt CS keine Rechts-
grundlage mehr für einen Ausschluss VO enama: UuUrc das Presby-
terium. !> nter dem Punkt „Darf die Kirche VO ahl des errn AU S-

schliefßen?“ verhandelte die Landesynode der Evangelischen Kirche im
einlan' im Jahr 2004 grundsätzlich ber die einer Abweisung VO

1SC. des Herrn.1!6 Es wird Nu auf die Selbstprüfung der Teilnehmende
gESECTZLT, ob S1Ce eine eilnahme offenen endmahl verantworten kön-
11C  — Miıt Bezug auf Mt 1 14-16, wird eine VO der tradierten An-

wendung gefordert:
„Dass dieser Text VOL em in der reformierten Tradition biblizistisch WwWI1IE
eın Leitfaden für die ‚Kirchenzucht:‘ gelesen wurde, wird also dem ext
schwerlich gerecht.“ 117

ADIE Moralisierung des des Herrn un! des darin ichtbar werdenden
Evangeliums wurde urc lutherische und reformierte Kirchenordnungen
gefördert. DIie Zulassung ZUuU endma| als Mittel religiöser un sozialer
Disziplinierung Wr lange selbstverständlich S1e 111U55 aber heute als M1SS-
bräuchlich un theologisch WwI1IE seelsorglich falsch angesehen werden.

Jedoch sah 1114  > durchaus auch Grenzen der Einladung und eine Ord-
nungsrolle des Presbyteriums in esonderen Situationen

„Denkbar sind provokative torungen der Versuche, die Mahl{feier
für kirchenpolitische der allgemeinpolitische Zwecke) instrumentalisie-
I  = uch sind Situationen vorstellbar, in denen überhaupt unmOg-
ich wird, das Mahl des Herrn feiern.“

Allerdings wollte 1114  — nicht restlos auf Sanktionen verzichten und SC
mit 15 Abs der Kirchenordnung im Jahr 2004 die Option für Rege-
lungen, ach denen im inzeilfa Mitgliedschaftsrechte 2anz der teilweise
ruhen können. 119

113 Hülttenhoff: Kirchenzucht, 1255
114 Fünfte Plenarsitzung Januar 2004, in Evangelische Kirche im Rheinland, Ver-

handlungen der ordentlichen rheinischen Landessynode. Tagung VO:| 11 his
anuar 2004, 0 9 I 186; Michael Hüttenhoff: Kirchenzucht, iIn: Evangelisches
Staatslexikon, Neuausgabe, tuttg; 2006, 1254

115 Evangelische Kirche im Rheinland, Verhandlungen der ordentlichen rheinischen
Landessynode. agung VO] 1: bis 16. Januar 2004, O 9 o. J

116 Fünfte Plenarsitzung Januar 2004, 183-206:; Drucksache 25 *. / in
Ebd Der Titel wurde durch den Beschluss der Kirchenleitung VO nach-
träglich geändert in „Eingeladen sind alle Warum die IC nicht VO Mahl des
Herrn ausschließen

1r Ebd., 195
115
119

Ebd., 197
Hülttenhoff: Kirchenzucht, 1254
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Anlagen
Anlage

Beispiele Kirchenzucht gegenüber Gemeindegliedern hne kirch-
liches Amt AdUu> der Provinz WestfalenS

Auseinandersetzungen Maisnahmen der Kirchenzucht in einer Gemein-
de konnten ach Abschluss des Verfahrens der Kirchenzucht Uurc Beschwer-
den bis ZU Evangelischen berkirchenrat als oberste Kirchenbehörde g -
langen. 120

Zurüc  eisung einer unverheirateten hochschwangeren Tau VO
eiligen Abendmahl,

Beschwerde Frau Sönnecken Pfarrer Hamecher??! VO Juli 1895,
Valbert, Synode Lüdenscheid
Bericht des Konsistoriums estfalen VO eptember 1895 den EO  R
Tochter der Beschwerdeführerin erscheint unangekündigt.

„Dem Pfarrer Hamecher Wr zweifellos, die usführung des anschei-
end beabsichtigten Abendmahlsganges der SOnnecken in der Gemeinde
den schwersten Anstofs geben würde. Eın ahnlicher Fall WAar in der Ge-
meinde och nıe vorgekommen. nfolge dessen iefß der Pfarrer Urc den
Kuster eine Verwandte der Sönnecken bitten, 1eselbe VO dem beab-
sichtigten Abendmahlsgang zurückzuhalten, damit nicht in die Lagekomme, S1C bei der Austheilung Tische des Herrn übergehen mMUuUS-
SCH Die betreffende Verwandte der SOönnecken hat diesem Auftrage auch
mıit Erfolg und hne Aufsehen entsprochen. Die Sönnecken hat sich ach
dem Hauptgottesdienste entfernt. sich U Aufklärung, Berathungun Weisung VO:  — ihrem Seelsorger erbitten, weicht die SOnnecken
dem Pfarrer absichtlich AUS

Das inzwischen geborene Kind wurde während des Urlaubs des Pfarrers
getauft. eschel: des Konsistoriums VO Juli 1895

„Be1i Mittheilung dieses Bescheides den Pfarrer Hamecher en WIr
nicht verfehlt, emselben och besonders ans Herz legen, dafs sich
der SOnnecken freundlich annehme, und ihr urc persönliche eleh-
Iung un:! Vermahnung AUS der Verbitterung zurechthelfe Da der Beschwer-
deführerin bereits ın uUuNnscrem Bescheid eröffnet iSt, eın dauernder Aus-
schlufs ihrer Tochter VO heil endmahl überhaupt nicht vorliege, und

der Pfarrer© bereit sel, ihr mıit weiterem Rath und Beistand die-
NCNM, erscheint uNnseres unmafisgeblichen afürhaltens die jetzt vorliegen-de Rekursbeschwerde gegenstandslos.“

120 Evangelischer Oberkirchenrat, Acta, betreffend die Kirchenzucht und Kirchendiszip-
121

lin in den evangelischen Gemeinden der Provinz Westfalen-arl Eduard Hamecher (* 1861 NeuXds, Studium Bonn, Examen Koblenz 1884
18806, Hilfsprediger linker Niederrhein Oberbergisches Land, Ordination Ein-
führung Valbert 1886, Potsdam) Friedrich Wilhelm Bauks Die evangelischenPfarrer in Westfalen VO  - der Reformationszeit His 1945, eitrage ZUr Westfälischen
Kirchengeschichte, 4)! Bielefeld 1980, 178 Die Evangelische KirchengemeindeValbert. Kirchenkreis Lüdenscheid-Plettenberg, gilt als pietistisch gepragt Valbert iSst
seIit 1969 eın Ortsteil VO:| Meinerzhagen, westliches Sauerland, Märkischer KreIlis.
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escnel| des EOK VO Oktober 1895 Sönnecken: Zitiert Konsistori1-

„Auch WIr können Ihnen 1(1ULE empfehlen, sich mıit dem Herrn Pfarrer Hame-
cher vertrauensvoll in Verbindung C  Cn, der Ihnen seine seelsorgerli-
chen Rath un Zuspruch SCIN ertheilen wird.“

ehnung der kirchlichen Irauung anlässlich einer standesamtli-
chen Wiederverheiratung ach vorheriger Scheidung,

Beschwerde Herr Kampmeier Pfarrer Meyer *, Gehlenbeck, Synode
uDDecCcke
Beschwerde Kampmeiler EOK April 1897 Konsistorium

„Ich habe mich 41 Juli 185585 mit Charlotte Kleffmann verheirathet und
mit ihr Kinder eErZeuUgT. Schon im IC 1889 wurde meilne Ehefrau gelS-
teskrank Da me1ine Vermögensverhältnisse 81008 ganz geringe sind, und
ich als Zigarrenarbeiter den Unterhalt für mich, meine Kinder un meinen
alten Afer auf der Fabrik verdienen mujfß, meine Familie er ringen
eines weiblichen Haushaltsvorstandes ringen bedurfte, meine Ehefrau
aber VO!  — maßgebenden Autoritaten als unheubar geisteskrank erklärt WUI-

de, entschlofs ich mich im Jahre 1894 das einzige mir Gebote stehen-
de Mittel ergreifen un me1ine Ehefrau Geisteskrankheit
mit Ehescheidung klagen, demnächst eine andersweite passende
Ehe einzugehen, menen Kindern ihre utter und eine KT-
zieherin geben, weil meine Verhältnisse C555 nicht erlauben, MIır eine
Dienstmagd en, dieses etztere auch ach den vorliegenden Umstan-
den bei unls auf dem Lande als unpassend allgemein verurtheilt wird.
Daraufhin 1Sst NSCIC Ehe UuUrc. Urtheil VO Maıi 1895 geschieden und
keiner VO un\ns, WwWI1IE dieses ja auch nicht anders werden konnte, für
den schuldigen e erklärt Nunmehr hat sich mir eine passende Heirath
geboten und Wl der Hochzeitstag bereits bestimmt, da verweigert mir
SCI Pastor, Herr Meyer hier, die kirchliche ITrauung, weil die Heirath
ach den obwaltenden Umständen als undhaft ansieht.“

Bericht des Konsistoriums Westfalen VO Maı 1859 / den EO
WIr weilisen och Aarau hin, auf den Kampmeıler sowohl CaC

SCE1INES Verhaltens den durchaus besonnenen Pfarrer Meyer in Geh-
enbeck als auch dadurch, dafs mıit seiner TAau bereits geschlechtlichen
Umgang gepflogen hat, eın übles Licht fallt ach eingehender Würdigung
des es konnten WIr die Ueberzeugung nicht gewinnen, dafs die ‚84nNz
besonderen Voraussetzungen)’, welchen die Begründung des Kirchen-
gESETIZECS T den Scheidungsgrund des Unglücks, der Krankheit des
Leibes der der Seele anerkennen, 1er vorliegen. Wır mulsten daher ın Veber-
einstimmung mıiıt dem zuständigen Presbyterium un:! dem Kreissynodalvor-
stand, die el einstimmig und, WwW1IE wır überzeugt sind, dem religiösen
Empfinden un:! Urtheil der VO  - ihnen VENTTIGLENEN Kirchenkreise durchaus
entsprechend votiert aben, die abschriftlic! beigefügte Entscheidung tref-
fen  C6

122 ugus Ludwig eyer (* 1851 Munster W) Studium Halle, Erlangen, Bonn,
INC|  - unster 1874 18706, Ordination Pfr. Einführung Wiedenbrück 185 // zugl
Verwalter Rietberg 1878, Einführung Gehlenbeck 1885 /, Bielefeld); Bauks Die
evangelischen Pfarrer, 220 Die Evangelische Kirchengemeinde Gehlenbeck, rchen-
kreis Lübbecke, wurde VO lutherischen Pietismus und VO:|  - der Erweckungsbewe-
SUuNg gepragt, Gehlenbeck ist ein Ortsteil der S Lübbecke, Ostwestfalen, Kreis Min-
den-Lübbecke.
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ach der Tmuoränung erklärten April 1597 das erweıterte KOonsisto-
Mum un:| der Provinzial-Synodal-Vorstand einstimmig ihr Einverständnis
orgehen des Konsistoriums eschel EO ampmeier VO 25 Juni
18597 WEeIsSs auf sEeEINE Unzuständigkeit ach der Trauungsordnung un:! Un-
abänderlic  eıt der Beschlüsse des Kreissynodalvorstandes un:! des Kon-
SiStoriums hin

ehnung einer kirchlichen Trauung einer konfessionsverschiede-
I1lCcM Ehe mit öffentlicher Bekanntmachung der Kirchenzucht,

Beschwerde udvigsen das Presbyterium und Pfarrer Petersen*“>,
Lüdenscheid, Synode Lüdenscheid, den Kultusminister VO Februar
1914, weitergeleitet den EO

Oktober 1915 eıra einer katholischen Frau mıit Einverstäaändnis
der Familie in einer katholischen Kirche Erklärung, a4ass die Kinder dieser
Ehe evangelisch getauft und CTIZOSCN werden sollen. Pfarrer hat Vorhaltun-
SCH gemacht Kirchenzucht des Presbyteriums November 1913 Ver-
lust des Rechts der Übernahme eines kirchlichen Amts einschliefslich des
Wahlrechts un des Taufpatenamts.

„Aber amıt nicht dieser ESCHIU: wurde Buls- und Bettage
1913 in der evangelischen Kirche hierselbst UuUrc den CIrn Pfarrer eter-
SC  — VO!  - der Kanzel era öffentlich verkündet. 16SES Verfahren, welches
ohl eiNZIg in seiner dastehen dürfte, rief sowohl bei den evangelischen
als auch den katholischen Gemeindemitgliedern die gröfste Emporung her-
VOT un! OS in den hiesigen Tagesblättern wurde dieses Verfahren einer
öffentlichen abfälligen Kritik unterzogen. Ich aber der Gebrandmarkte
und der öffentlich den Pranger gestellte un: dadurch in den ugen
me1ıiner aubigen Mitmenschen, Geschwister, Verwandten un Geschäfts-

Verachtete.“
reunde in deren Achtung und meinem ufe der Geschädigte un

eschel des KOnsistoriums udvigsen VO Februar 1914, a4ass
„die namentliche Abkündigung VO  —_ der Kanzel besser unterblieben ware
un:! dem Presbyterium das Erforderliche mitgeteilt sel, 1im Übrigen aber
keine Veranlassung vorliege.“

agt VOL allem, 4SS der Ruf nicht wieder Öffentlich hergestellt WIFr:
Bericht des Konsistoriums Westfalen VO Marz 1914 den EOK

erganzt: Erkundigung des Presbyteriums VOTLT der alsnahme der Kirchen:-
zucht eiım katholischen Pfarramt. Ludvigsen habe eine eidesstattliche Pl
sicherung der katholischen rziehung emeinsamer Kinder abgegeben DIie

dem Pfarrer Petersen abgegebenen seien eın Bewels, „dafß dem
udvigsen mit seinen in diesem Punkte gegebenen Versicherungen ach

123 Hermann Wilhelm Petersen (* 1875 Mettmann, Studium Halle, Greifswald, Tübingen,
Examen Koblenz 1898 1599, Ordination Köln-Deutz 1901, Einführung Lüden:-
scheid 1902, Elgershausen); Bauks DIie evangelischen Pfarrer in Westfalen,
380 Die Evangelische Kirchengemeinde Lüdenscheid, Kirchenkreis Lüdenscheid-Plet-
tenberg, 1St im Zentrum lutherisch-pietistisch-evangelikaler römmigkeit. Lüdenscheid,
Märkischer KreIls, liegt 1imM westlichen Sauerland
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keiner eıte hin eın rund für den Kreissynodalvorstand
die Kirchenzuchtmafsnahme aufzuheben

AZUr Charakteristik des Beschwerdeführers dient C laut einer in
GCIeE Akten vorhandenen Abschrilft, erselbe schon A November 19133,
also och VOLE der ersten Beschwerde kirchliche Instanzen, seinen Aus-
11 AUS der Landeskirche angemeldet hat.“

eschel‘ EOK udvigsen VO April 1914 mit Abweisung der Be-
schwerde und estatigung der Entscheidungen.

Anlage
Beispiele für Disziplinarverfahren Pfarrer A2US der Rheinprovinz
L

Aus dem Geltungsbereich der RWKÖO werden Disziplinarverfahren SC
stellt, die his Staatsministerium bzw. Evangelischen berkirchenrat als
7zweıte Instanz gefü wurden.!**

Pfarrer Meiserer, St Johann, Synode aarbrücken

egenstan ortgesetzte erle  ng der Amtspflichten un! eharrliche We1l-

TUNg, die Verfügungen der geistlichen Oberbehörde efolgen, rOöff-
Nung der Untersuchung 1845, Untersuchungskommissare: Synodalassessor
un! Landrat AUuUS$S Saarbrücken, Entscheidung ns! 1846 tsentsetzung,
Entscheidung nNnstanz 1848 Aussetzung der Amtsentsetzung, Eröffnung
eines rens 18350, Entscheidung Instanz Amtsenthebung, Ent-

scheidung Instanz ordnung der Suspendierung VO 1enNst bei Einlei-
tung einer Untersuchung, die Auft

Pfarrer Lang, Kirchherten, ynode Mülheim:

egenstan UÜbermäßiger Genuss geistiger Getränke un dadurch gegebe-
11C5 Argernis, röffnung der Untersuchung 1847, Untersuchungskommissa-

Oberlandesgerichtsassessor, Regierungsrat, Regierungsassessor, Entschei-
dung Instanz 1847 S  ersetzung, Entscheidung Nstanz 1848 Aufhe-
bung der Strafversetzung, stattdessen ernstlicher erweılıs

Pfarrer Metz, Würrich, Synode Trarbach

Gegenstand Grober Eigennu Wr unbefugte rhebung VO  —_ Naturalleistun-
SCH, verbunden mit absichtlicher Verheimlichung der Wahrheit, röffnung
der Untersuchung 1847, Untersuchungskommissar: Regierungsassessor, EnNt-

scheidung Instanz 1848 Geldstrafe und Schadenersatz, Entscheidung
Instanz 1849 Herabsetzung derstauf eın

124 uszug AUS Cta betr. Anfertigung und Einsendung der Nachweisungen VO| den BC-
SCHl Geistliche und Kirchenbedienstete vorgekommenen gerichtlichen und Diszipli-
nar-Untersuchungen, Listen der in dem Bezirk des königlichen Consistoriums
Coblenz im re 1849 DZW. 1850 durchgeführten Disziplinar-Untersuchungen,

2a
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Pfarrer Kacbel. Laubenheim, Synode Creuznach:

Gegenstand Offentlich anstöfßiger ebenswandel, ICcSp ere  ng seiner T-
lichen Würde, Eröffnung der Untersuchung 1848, Untersuchungskommis-
5 Regierungsassessor, Superintendent, Friedensrichter AUS Creuznach,
Entscheidung ns| 1550 tsenthebung, Entscheidung Instanz 18551
Strafversetzung.

Pfarrvikar Brauneck, Cro{fdorirf, Synode Wetzlar:
Gegenstand: 1849 UNANSCMESSCNECS en  en in politischer Beziehung
Beeinträchtigung seiner Stellung als Geistlicher; 18550 öffentlich anstößiger
Lebenswandel un erle  ng der ur des 5  ts röffnung der nter-
suchung 1849, Untersuchungskommissar: Kreisgerichtsdirektor Au Wetz-
lar, Entscheidung Instanz 18550 erwels mit urücknahme des Auftrags der
erwaltung des Pfarrvikariats, keine Instanz, Entscheidung vollstreckt


